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Entwurf eines Tierzuchtgesetzes 

A. Zielsetzung 

Etwa 70 v. H. des Produktionswertes der Landwirtschaft ent-
fallen auf die tierische Erzeugung. Die steigenden Anforderun-
gen an die Qualität der tierischen Produkte und an die Wirt-
schaftlichkeit der mit der tierischen Erzeugung befaßten land-
wirtschaftlichen Betriebe zwingen dazu, die Leistungen der land-
wirtschaftlichen Nutztiere ständig zu steigern. Hierfür ist die 
züchterische Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Tiere 
über den Einsatz leistungsverbessernder männlicher Tiere not-
wendig. 

Das geltende Tierzuchtgesetz aus dem Jahre 1949 wird den 
heutigen Anforderungen nicht mehr gerecht. Nach seiner im 
wesentlichen auf die Gesetzgebung des Jahres 1936 zurück-
gehenden, ausschließlich die Reinzucht berücksichtigende Kon-
zeption läßt es keine hinreichende Möglichkeit zu, die tierzüch-
terischen Erkenntnisse der letzten Jahre für den Leistungsfort-
schritt in den tierhaltenden Betrieben nutzbar zu machen. 
Einige perfektionistische Verfahrensvorschriften des geltenden 
Gesetzes führen zu fachlich nicht erforderlichen Aufwendungen 
für den Tierhalter und die Verwaltung. Der Zuchtviehhandel 
mit anderen Ländern, insbesondere den anderen Mitgliedslän-
dern der Europäischen Gemeinschaften, wird durch die aus-
schließlich auf die heimische Tierzucht ausgerichtete Konzeption 
des bisherigen Gesetzes bedenklich erschwert. 

B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen Vorschriften geschaffen 
werden, die im züchterischen Bereich die tierische Erzeugung so 
fördern, daß 

1. die Leistungsfähigkeit der Tiere erhalten und verbessert 
wird, 
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2. die Wirtschaftlichkeit der tierischen Erzeugung erhöht wird 
und 

3. die von den Tieren gewonnenen Erzeugnisse den an sie 
gestellten qualitativen Anforderungen entsprechen. 

Insbesondere mit Hilfe der vorgesehenen 

— vereinfachten Körbestimmungen, insbesondere dem Weg-
fall der jährlichen Wiederholung der Körung und der be-
sonderen Deckerlaubnis, 

— klarer fixierten Anforderungen an die Züchtervereinigungen 
und 

— Verfahrensregelungen für die Durchführung von Zuchtpro-
grammen 

wird es der tierzüchterischen Praxis ermöglicht, nach modern-
sten Erkenntnissen der Tierzuchtwissenschaft zu arbeiten. Zu-
gleich werden die Verfahrensvorschriften vereinfacht und ge-
strafft sowie bisherige Hindernisse für den grenzüberschreiten-
den Zuchtviehhandel abgebaut. 

Wegen des Umfangs der fachlich gebotenen Änderungen er-
scheint es nicht vertretbar, ein Änderungsgesetz zum geltenden 
Tierzuchtgesetz vorzulegen. Mit diesem neuen Tierzuchtgesetz 
sollen zugleich überholte Vorschriften aufgehoben, unklare 
Regelungen klargestellt und die Vorschriften des im Jahre 1971 
als vorweggenommene Teilnovellierung geschaffenen Be-
samungsgesetzes eingebaut werden. Auf diese Weise werden 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit erhöht. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Für den Bund sind keine kostenmäßigen Auswirkungen zu er-
warten. Bei den Ländern werden höhere Kosten in bestimmten 
Bereichen durch Kostenentlastung in anderen Bereichen, insbe-
sondere durch die vorgesehenen Maßnahmen der Verwaltungs-
vereinfachung, ausgeglichen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/1) - 722 05 Ti 24/75 

Bonn, den 30. August 1975 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Tierzuchtgesetzes mit Begründung (Anlage 1) und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu-
führen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 422. Sitzung am 11. Juli 1975 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz-
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dar-
gelegt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister der Verteidigung 

Leber 
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Anlage 1 

Entwurf eines Tierzuchtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

§1 

Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, im züchterischen 
Bereich die tierische Erzeugung so zu fördern, daß 

1. die Leistungsfähigkeit der Tiere erhalten und 
verbessert wird, 

2. die Wirtschaftlichkeit der tierischen Erzeugung 
erhöht wird und 

3. die von den Tieren gewonnenen Erzeugnisse den 
an sie gestellten qualitativen Anforderungen ent-
sprechen. 

§ 2 

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Zuchtverwendung 
von Bullen, Ebern, Schafböcken und Hengsten (männ-
liche Tiere). 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Zuchtverwendung: die Verwendung männlicher 
Tiere zum Decken; als Zuchtverwendung eines 
männlichen Tieres gilt auch die Verwendung 
seines Samens zur künstlichen Besamung; 

2. Zuchtwert: der erbliche Einfluß von Tieren auf 
die Wirtschaftlichkeit ihrer Nachkommen; er 
wird mit Hilfe von Leistungsprüfungen sowie der 
Beurteilung der äußeren Erscheinung festgestellt; 

3. Leistungsprüfung: ein Verfahren zur Ermittlung 
der Leistungen von Tieren im Rahmen der Fest-
stellung des Zuchtwertes männlicher Tiere; 

4. Züchtervereinigung: ein Zusammenschluß von 
Züchtern zur Förderung der Tierzucht; 

5. Zuchtbuch: ein von einer anerkannten Züchter-
vereinigung geführtes Register der Zuchttiere zu 
ihrer Identifizierung und zum Nachweis ihrer 
Abstammung und ihrer Leistungen; 

6. Abstammungsnachweis: eine von einer anerkann-
ten Züchtervereinigung ausgestellte Urkunde 
über die Abstammung eines Tieres; 

7. Besamungsstation: eine Haltung männlicher Tiere 
zur Gewinnung, Behandlung und Abgabe von 
Samen zur künstlichen Besamung. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (Bundesminister) wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. Ziegenböcke den in Absatz 1 genannten Tieren 
gleichzustellen, soweit ihre wirtschaftliche Nut-
zung eine Förderung im Sinne des § 1 erfordert, 

2. männliche Tiere bestimmter Rassen oder Größen 
von der Geltung dieses Gesetzes auszunehmen, 
soweit sie überwiegend nicht in der Landwirt-
schaft erzeugt oder verwendet werden. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
Rechtsverordnungen nach Absatz 3 Nr. 1 zu erlas-
sen, soweit der Bundesminister von seiner Befugnis 
keinen Gebrauch macht. 

§3 

Zuchtverwendung 

(1) Ein männliches Tier darf zum Decken nur ver-
wendet werden, wenn es gekört ist. Ein männliches 
Tier, für das ein Antrag auf Körung gestellt ist, darf 
jedoch für Probesprünge im eigenen Bestand des 
Tierhalters verwendet werden, soweit dies zur Fest-
stellung der Deckfähigkeit erforderlich ist. 

(2) Samen darf zur künstlichen Besamung nur ver-
wendet werden, wenn das männliche Tier, von dem 
er stammt, gekört ist und für dieses Tier eine Be-
samungserlaubnis erteilt ist. § 15 bleibt unberührt. 

Zweiter Abschnitt 

Körung 

§4 

Antrag auf Körung, Leistungsprüfungen 

(1) Mit dem Antrag auf Körung sind der Abstam-
mungsnachweis für das männliche Tier und Nach-
weise über die Ergebnisse von Leistungsprüfungen 
des Tieres, seiner Vorfahren oder ihrer Nachkom-
men beizubringen. 

(2) Leistungsprüfungen werden von der zustän-
digen Behörde oder der von ihr beauftragten Stelle 
durchgeführt. Mit der Durchführung können auch 
Halter von Tieren beauftragt werden. Die Ergebnisse 
der Leistungsprüfungen sind von der zuständigen 
Behörde oder der von ihr beauftragten Stelle zu 
sammeln und auszuwerten. 

(3) Der Abstammungsnachweis muß von einer an-
erkannten Züchtervereinigung ausgestellt worden 
sein; aus ihm muß hervorgehen, daß beide Eltern-
teile in das Zuchtbuch eingetragen sind. Abweichend 
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hiervon müssen bei einem männlichen Tier, das in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbracht wor-
den ist, 

1. das Tier und seine Eltern in ein dem Zuchtbuch 
entsprechendes Register einer im Herkunftsgebiet 
amtlich anerkannten Zuchtorganisation und 

2. das Tier oder seine Eltern in das Zuchtbuch einer 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zuständigen 
anerkannten Züchtervereinigung 

eingetragen sein. Die Identität des Tieres muß mit 
Sicherheit festgestellt werden können. Für die Ein-
tragung nach Satz 2 Nr. 2 dürfen keine höheren An-
forderungen gestellt werden als für die Eintragung 
von Tieren, die aus dem Geltungsbereich dieses Ge-
setzes stammen. Die zuständige Behörde kann auf 
Antrag Ausnahmen von Satz 2 Nr. 2 zulassen, soweit 
der in § 1 genannte Zweck hierdurch nicht beein-
trächtigt wird. 

(4) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 

1. soweit es zur Erfüllung des in § 1 genannten 
Zweckes erforderlich ist, 

a) weitere Anforderungen an den Abstammungs-
nachweis zu stellen, 

b) zu bestimmen, welche Nachweise über die 
Ergebnisse von Leistungsprüfungen beizubrin-
gen sind; 

in der Rechtsverordnung kann bestimmt werden, 
daß die Ergebnisse der Leistungsprüfungen in 
den Abstammungsnachweis aufzunehmen sind; 

2. soweit der in § 1 genannte Zweck nicht beein-
trächtigt wird und gewährleistet ist, daß die 
Führung des Zuchtbuches den Grundsätzen die-
ses Gesetzes entspricht, zu bestimmen, daß aus-
serhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be-
stehende nicht amtlich anerkannte Zuchtorgani-
sationen als amtlich anerkannte im Sinne des 
Absatzes 3 Satz 2 Nr. 1 gelten. 

§5 

Körung 

(1) Über die Körung entscheidet die zuständige 
Behörde (Körbehörde), nachdem das männliche Tier 
auf einer Körveranstaltung beurteilt worden ist. 

(2) Die Körveranstaltungen sollen so durchgeführt 
werden, daß die männlichen Tiere mit einer hinrei-
chend großen Anzahl anderer vorgeführter männ-
licher Tiere verglichen werden können, es sei denn, 
daß dies zur Vermeidung von Härtefällen oder von 
Gefahren für die Gesundheit nicht tunlich ist. 

(3) Die Körentscheidung lautet „gekört", „nicht 
gekört" oder „vorläufig nicht gekört". Sie ist von 
der Körbehörde in den Abstammungsnachweis ein-
zutragen. 

(4) Ein männliches Tier wird gekört, wenn 

1. es nach seinem Zuchtwert geeignet ist, die tie-
rische Erzeugung zu verbessern, 

2. seine Zuchttauglichkeit nicht beeinträchtigt ist 
und 

3. es das vorgeschriebene Mindestalter erreicht hat. 

(5) Die Körentscheidung lautet „vorläufig nicht 
gekört", wenn das männliche Tier die Anforderun-
gen nach Absatz 4 Nr. 1 und 2 nicht erfüllt, wenn 
jedoch zu erwarten ist, daß es sie künftig erfüllen 
wird. In der Körentscheidung ist eine Frist festzu-
setzen, bis zu deren Ablauf das Tier wieder zur 
Körung vorgestellt werden kann. 

(6) Die zuständige anerkannte Züchtervereinigung 
hat die Körentscheidung in das Zuchtbuch einzutra-
gen. Jeder Auszug aus dem Zuchtbuch muß alle Kör-
entscheidungen für das betreffende männliche Tier 
enthalten. 

(7) Die Körung ist zurückzunehmen, wenn eine 
Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorgelegen 
hat. Die Körung ist zu widerrufen, wenn eine dieser 
Voraussetzungen nachträglich weggefallen ist. Sie 
kann widerrufen werden, wenn mit ihr eine Auf-
lage (§ 6 Abs. 1 Nr. 2) verbunden ist und der Be-
günstigte diese nicht oder nicht fristgerecht erfüllt 
hat. Die Körbehörde trägt die Rücknahme und den 
Widerruf in den Abstammungnachweis ein. Absatz 6 
gilt entsprechend. 

(8) Für ein männliches Tier, für das die Körent-
scheidung „nicht gekört" lautet oder dessen Körung 
zurückgenommen oder widerrufen worden ist, ist 
ein erneuter Antrag auf Körung nur zulässig, wenn 
der Antragsteller glaubhaft macht, daß der Mangel 
nicht mehr besteht. 

§6 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
soweit es zur Erfüllung des in § 1 genannten Zwek-
kes erforderlich ist, 

1. a) das Mindestalter der männlichen Tiere für die 
Körung, 

b) Anforderungen an die Tiere hinsichtlich ihres 
Zuchtwertes, 

c) die Grundsätze für das Verfahren bei der 
Feststellung der in Buchstabe b genannten 
Anforderungen 

festzusetzen; 

2. für Hengste bestimmter Rassen zuzulassen, daß 
sie ohne vollständige Feststellung des Zuchtwer-
tes gekört werden können; in der Rechtsverord-
nung kann bestimmt werden, daß die Körung 
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unter Bedingungen erteilt oder mit Auflagen ver-
bunden werden muß, um sicherzustellen, daß die 
vollständige Feststellung des Zuchtwertes nach-
geholt wird. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. Regelungen nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstaben b 
und c zu treffen, soweit der Bundesminister von 
seiner Befugnis keinen Gebrauch macht, 

2. das Verfahren bei der Leistungsprüfung näher 
zu regeln, 

3. das Körverfahren einschließlich der Körveran-
staltung zu regeln. 

§7 

Meldung 

(1) Wer ein männliches Tier außerhalb des Be-
reichs der Behörde, die es gekört hat, zum Decken 
verwendete, hat dies unter Vorlage des Abstam-
mungsnachweises der für den Verwendungsort zu-
ständigen Körbehörde zu melden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß die Mel-
dung abweichend von Absatz 1 

1. auch dann erforderlich ist, wenn jemand ein 
männliches Tier zum Decken von Tieren außer-
halb des Bestandes, in dem es steht, verwenden 
will, soweit eine solche Regelung erforderlich ist, 
die Einhaltung des § 3 Abs. 1 Satz 1 zu über-
wachen; 

2. nur erforderlich, wenn jemand ein männliches 
Tier außerhalb des Landes verwenden will, in 
dem es gekört wurde, soweit eine solche Rege-
lung ausreicht, die Einhaltung des § 3 Abs. 1 
Satz 1 zu überwachen. 

In der Rechtsverordnung nach Nummer 1 kann be-
stimmt werden, daß Aufzeichnungen über die Ver-
wendung des Tieres zu machen sind; ferner können 
Aufbewahrung und Vorlage dieser Aufzeichnungen 
geregelt werden. 

Dritter Abschnitt 

Züchtervereinigungen 

§8 
Anerkennung 

(1) Zuständig für die Anerkennung einer Züchter-
vereinigung ist die von der Landesregierung be-
stimmte, für den Sitz der Züchtervereinigung zu-
ständige Behörde. Erstreckt sich die Tätigkeit einer 
Züchtervereinigung auf mehrere Länder, so ent-
scheidet die Behörde im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Behörden der anderen betroffenen Län-
der. 

(2) Der Antrag auf Anerkennung muß enthalten: 

1. den Namen, die Anschrift und die Rechtsform des 
Antragstellers; 

2. Nachweise über ihre Rechtsgrundlage; 

3. Angaben über das Zuchtprogramm, aus denen 
Zuchtziel, Zuchtmethode, Umfang der Zuchtpopu-
lation sowie Art, Umfang und Auswertung der 
Leistungsprüfungen ersichtlich sind; 

4. sofern ein Kreuzungszuchtprogramm durchge-
führt wird, Namen, Anschrift und Angaben über 
den vorgesehenen Tierbestand der am Zucht-
programm beteiligten Betriebe oder Züchter so-
wie über ihre Aufgaben innerhalb des Zucht-
programms; 

5. auf Verlangen der zuständigen Behörde sonstige 
für die Beurteilung der Züchtervereinigung not-
wendige Unterlagen. 

(3) Soweit dies für die Entscheidung über den 
Antrag erforderlich ist, kann die Behörde nach An-
hörung des Antragstellers und auf dessen Kosten 
wissenschaftliche Gutachten über die Eignung des 
Zuchtprogramms einholen. 

(4) Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß 

1. das Zuchtprogramm geeignet ist, die tierische Er-
zeugung im Sinne des § 1 zu fördern; 

2. eine für die Durchführung des Zuchtprogramms 
hinreichend große Zuchtpopulation vorhanden 
ist; 

3. das für eine einwandfreie züchterische Arbeit er-
forderliche Personal und die hierfür erforder-
lichen Einrichtungen vorhanden sind; 

4. sichergestellt ist, insbesondere hinsichtlich der 
personellen und technischen Voraussetzungen, 
daß 

a) die Tiere dauerhaft so gekennzeichnet wer-
den, daß ihre Identität mit Sicherheit festge-
stellt werden kann, 

b) das Zuchtbuch ordnungsgemäß geführt wird 
und 

c) jedes Tier, das die Anforderungen für seine 
Eintragung erfüllt, in das Zuchtbuch eingetra-
gen wird und für die Eintragung der in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbrachten 
Tiere keine höheren Anforderungen gestellt 
werden als für die Eintragung von Tieren, die 
aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
stammen; 

5. nach der Rechtsgrundlage der Züchtervereinigung 
jeder Züchter in ihrem sachlichen und räum-
lichen Tätigkeitsbereich, der die Voraussetzun-
gen einwandfreier züchterischer Arbeit erfüllt, 
ein Recht auf Mitgliedschaft hat oder auf dem 
Gebiet der Vollblutzucht und Traberzucht zumin- 
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dest die Möglichkeit hat, die von ihm gezüchteten 
Pferde in das Zuchtbuch eintragen und an den 
Leistungsprüfungen teilnehmen zu lassen sowie 
Abstammungsnachweise zu erhalten. 

(5) Soweit es zur Erfüllung des in § 1 genannten 
Zweckes erforderlich ist, kann die Anerkennung auf 
bestimmte Rassen oder Gebiete oder in sonstiger 
Weise inhaltlich beschränkt und mit Auflagen ver-
bunden werden. 

(6) Die zuständige Behörde kann einen Betrieb 
oder mehrere vertraglich verbundene Betriebe, die 
ein Kreuzungszuchtprogramm zur Ausnutzung der 
Kombinationseignung der Tiere betreiben wollen 
oder betreiben (Zuchtunternehmen) anerkennen. Die 
Absätze 1 bis 5 außer Absatz 4 Nr. 5 gelten entspre-
chend. Ein anerkanntes Zuchtunternehmen steht 
einer anerkannten Züchtervereinigung gleich. 

§9 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
soweit es zur Erfüllung des in § 1 genannten Zwek-
kes erforderlich ist, 

1. Anforderungen 

a) an die Größe der Zuchtpopulation, 

b) an Personal und Einrichtung der Züchterver-
einigung oder des Zuchtunternehmens, 

c) an die Kennzeichnung der Tiere sowie an die 
Gestaltung und Führung des Zuchtbuches 

festzusetzen und 

2. das Verfahren der Anerkennung näher zu regeln. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
Rechtsverordnungen nach Absatz 1 zu erlassen, so-
weit der Bundesminister von seiner Befugnis kei-
nen Gebrauch macht. 

§ 10 
Vorläufige Anerkennung 

(1) Eine Züchtervereinigung kann vorläufig aner-
kannt werden, wenn sie die Voraussetzungen nach 
§ 8 Abs. 4 Nr. 2 und 3 noch nicht in vollem Umfang 
erfüllt. Die vorläufige Anerkennung ist auf läng-
stens fünf Jahre zu befristen. Sie kann unter Be-
dingungen erteilt und einmal verlängert werden. 

(2) Die zuständige Behörde kann weitere Nach-
weise, insbesondere über die Dauer der Entwick-
lungsphase des Zuchtprogramms, verlangen. Die 
§§ 8 und 9 gelten im übrigen entsprechend. 

§ 11 
Änderung des Zuchtprogramms 

Änderungen des Zuchtprogramms einer anerkann-
ten Züchtervereinigung bedürfen der Zustimmung  

der zuständigen obersten Landesbehörde. Die Zu-
stimmung gilt als erteilt, wenn die Behörde sich nicht 
innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Ände-
rung hierzu äußert. 

§ 12 

Ende der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung endet zehn Jahre nach Ab-
lauf des Jahres, in dem sie erteilt wurde; sie kann 
erneut erteilt werden. Im Einzelfall kann eine kür-
zere Dauer der Anerkennung festgesetzt werden. 

(2) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn 
eine Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorge-
legen hat. Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn 

1. eine dieser Voraussetzungen nachträglich weg-
gefallen ist oder 

2. die Züchtervereinigung aus sonstigen Gründen 
nicht die Gewähr für eine einwandfreie züchte

-

rische Arbeit bietet. 

Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn 

1. mit ihr eine Auflage verbunden ist und die Züch-
tervereinigung diese nicht oder nicht fristgerecht 
erfüllt hat, 

2. die Züchtervereinigung von dem angegebenen 
Zuchtprogramm ohne Zustimmung der zuständi-
gen Behörde abweicht oder 

3. die Züchtervereinigung den Vorschriften dieses 
Gesetzes oder einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung wiederholt oder 
grob zuwiderhandelt. 

Der Widerruf ist nur zulässig, wenn dem Mangel 
nicht innerhalb einer von der zuständigen Behörde 
gesetzten angemessenen Frist abgeholfen worden 
ist. 

Vierter Abschnitt 

Besamungserlaubnis 

§ 13 

Antrag auf Besamungserlaubnis 

(1) Einen Antrag auf Besamungserlaubnis kann 
nur eine Besamungsstation stellen. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. a) der Abstammungsnachweis für das Tier und 

b) das Ergebnis einer Blutgruppenbestimmung 
für das Tier; 

2. eine frühestens drei Wochen vor der Antragstel-
lung ausgestellte Bescheinigung eines Amtstier-
arztes oder Fachtierarztes für Zuchthygiene und 
Besamung, aus der hervorgeht, daß das männ-
liche Tier 
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a) frei von Krankheiten ist, die durch den Samen 
übertragen werden können, und 

b) frei von Erscheinungen ist, die den Ausbruch 
einer derartigen Krankheit befürchten lassen; 

3. eine Bescheinigung eines öffentlichen tierärzt-
lichen Instituts, wonach die Untersuchung der 
von dem Tier entnommenen 

a) Samenproben und 

b) sonstigen Proben 

ergeben hat, daß keine der durch Rechtsverord-
nung nach Absatz 3 Nr. 2 zu bestimmenden über-
tragbaren Krankheiten vorliegen. Die Proben 
dürfen nicht früher als fünf Wochen vor der An-
tragstellung genommen worden sein. Dies muß 
aus der Bescheinigung hervorgehen. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, 

1. welche sonstigen Proben, 

2. auf welche übertragbaren Krankheiten die Pro-
ben und 

3. nach welchen Methoden die Proben 

nach Absatz 2 Nr. 3 zu untersuchen sind. 

§ 14 
Besamungserlaubnis 

(1) Die zuständige Behörde erteilt die Besamungs-
erlaubnis, wenn der Zuchtwert des männlichen Tie-
res über dem durchschnittlichen Zuchtwert vergleich-
barer Tiere liegt. 

(2) Die Besamungserlaubnis ist zu befristen; sie 
kann auf eine bestimmte Zahl und auf bestimmte 
Rassen der zu besamenden Tiere, auf bestimmte 
Gebiete oder in sonstiger Weise inhaltlich be-
schränkt, unter Bedingungen erteilt und mit Auf-
lagen verbunden werden. 

(3) Die Besamungserlaubnis kann auch für abge-
gangene oder zur Samengewinnung nicht mehr ver-
wendete Tiere erteilt werden. In diesem Fall dürfen 
die Bescheinigungen nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 frühe-
stens drei Wochen vor Beginn der Samengewinnung 
ausgestellt worden sein. Die Proben nach § 13 Abs. 2 
Nr. 3 dürfen nicht früher als fünf Wochen vor dem 
Beginn der Samengewinnung gewonnen worden 
sein; dies muß aus der Bescheinigung hervorgehen. 
Die Bescheinigungen gelten für den Zeitraum, in dem 
das Tier ohne Unterbrechung einer veterinärhygie-
nischen Überwachung durch eine Besamungsstation 
unterlegen hat. Sie sind nicht erforderlich, wenn im 
Zeitpunkt der Samengewinnung bereits eine Besa-
mungserlaubnis bestand. 

(4) Die Besamungserlaubnis ist zurückzunehmen, 
wenn eine Voraussetzung zu ihrer Erteilung nicht 
vorgelegen hat. Die Besamungserlaubnis ist zu wi-

derrufen, wenn eine dieser Voraussetzungen nach-
träglich weggefallen ist. Sie kann widerrufen wer-
den, wenn sie eine inhaltliche Beschränkung enthält 
oder mit ihr eine Auflage verbunden ist und der Be-
günstigte diese Beschränkung nicht einhält oder 
diese Auflage nicht oder nicht fristgerecht erfüllt. 

(5) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, soweit es zur Erfüllung des 
in § 1 genannten Zweckes erforderlich ist, das Ver-
fahren der Erteilung der Besamungserlaubnis zu re-
geln; sie können dabei auch vorschreiben, daß das 
Tier der zuständigen Behörde vorzuführen ist. 

§ 15 
Verwendung von eingeführtem Samen 

(1) Die Verwendung von Samen, der in den Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht worden ist, 
bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. 

(2) Die Genehmigung wird erteilt, wenn 

1. der Zuchtwert des Tieres, von dem der Samen 
stammt, über dem durchschnittlichen Zuchtwert 
vergleichbarer Tiere liegt, 

2. das Tier und seine Eltern in ein dem Zuchtbuch 
entsprechendes Register einer im Herkunftsgebiet 
amtlich anerkannten Zuchtorganisation eingetra-
gen sind, 

3. das Tier oder seine Eltern in das Zuchtbuch einer 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes anerkannten 
zuständigen Züchtervereinigung eingetragen sind 
und 

4. für das Tier das Ergebnis einer Blutgruppenbe-
stimmung vorliegt. 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnah-
men von Satz 1 Nr. 3 und 4 zulassen, soweit hierfür 
ein Bedürfnis besteht und der in § 1 genannte Zweck 
hierdurch nicht beeinträchtigt wird. 

(3) § 4 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Nr. 2, § 13 Abs. 1 
und § 14 Abs. 2 und 4 gelten entsprechend. 

§ 16 
Geltungsbereich von Verwaltungsakten 

Die Besamungserlaubnis sowie die Genehmigung 
zur Verwendung von Samen nach § 15 gelten nur 
für den Zuständigkeitsbereich der Behörde, die die 
Erlaubnis oder Genehmigung erteilt hat, sofern nicht 
die zuständige oberste Landesbehörde etwas anderes 
bestimmt. 

Fünfter Abschnitt 

Besamungsstationen, Besamungswarte 

§ 17 
Besamungsstationen 

(1) Wer eine Besamungsstation betreiben will, be-
darf vor Beginn des Betriebs der Erlaubnis. 
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(2) Die zuständige Behörde erteilt auf Antrag die 
Erlaubnis, wenn 

1. das für einen ordnungsgemäßen Betrieb erforder-
liche geeignete Personal und die hierfür erforder-
lichen geeigneten Räume, Einrichtungen und Ge-
räte vorhanden sind, 

2. ein Tierarzt den Betrieb tierärztlich-fachtechnisch 
leitet (Stationstierarzt) oder die Wahrnehmung 
der tierärztlich-fachtechnischen Aufgaben durch 
einen vertraglich an die Besamungsstation ge-
bundenen Tierarzt (Vertragstierarzt) gewährlei-
stet ist, 

3. die Einhaltung der notwendigen seuchenhygieni-
schen Anforderungen sichergestellt ist und 

4. sichergestellt ist, insbesondere hinsichtlich der 
personellen und technischen Voraussetzungen, 
daß einwandfreie Aufzeichnungen nach § 18 Abs. 
3 Satz 1 gemacht werden. 

(3) Die zuständige Behörde kann Ausnahmen von 
den Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 1 zulassen, 
soweit dadurch der Erfolg der Besamung nicht ge-
fährdet wird. 

(4) Die Erlaubnis kann mit Auflagen verbunden 
werden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
Tierhaltungen, 

1. in denen Samen gewonnen und ausschließlich zur 
Besamung von Tieren im eigenen Bestand ver-
wendet wird, 

2. in denen im Rahmen staatlich beaufsichtigter Lei-
stungsprüfungen Samen gewonnen und an Be-
samungsstationen geliefert wird. 

(6) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn eine 
Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorgelegen 
hat. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn 

1. eine Voraussetzung für ihre Erteilung nachträg-
lich weggefallen ist oder 

2. die Besamungsstation oder die Tierhaltung nach 
Absatz 5 nicht die Gewähr für eine ordnungs-
gemäße Gewinnung, Behandlung und Abgabe 
von Samen bietet. 

Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 

1. mit ihr eine Auflage verbunden ist und der Be-
günstigte diese nicht oder nicht fristgerecht er-
füllt hat oder 

2. die Besamungsstation oder die Tierhaltung nach 
Absatz 5 den Vorschriften dieses Gesetzes oder 
einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung wiederholt  oder grob zuwider-
handelt. 

Der Widerruf ist nur zulässig, wenn dem Mangel 
nicht innerhalb einer von der zuständigen Behörde 
gesetzten angemessenen Frist abgeholfen worden ist. 

§ 18 

Inverkehrbringen von Samen 

(1) Samen darf nur an oder von Besamungsstatio-
nen in Verkehr gebracht werden. 

(2) Besamungsstationen dürfen 

1. Samen nur liefern an 

a) Tierhalter, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und anerkannte Züchtervereinigungen, 

b) Besamungsstationen; 

2. Samen, der für Empfänger nach Nummer 1 Buch-
stabe a bestimmt ist, nur ausliefern an 

a) Tierärzte oder Besamungswarte; diese dürfen 
den Samen nur im Auftrag der Besamungs-
station zur künstlichen Besamung in Tierbe-
ständen der Empfänger nach Nummer 1 Buch-
stabe a verwenden, 

b) Tierhalter zur Besamung von Tieren im eige-
nen Bestand, wenn der Tierhalter oder einer 
seiner Betriebsangehörigen an einem Kurz-
lehrgang über künstliche Besamung mit Erfolg 
teilgenommen hat. 

Dies gilt nicht für das Verbringen von Samen in 
Gebiete außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes. 

(3) Wer eine Besamungsstation betreibt, hat über 
Gewinnung, Aufbereitung, Überprüfung während 
der Aufbewahrung, Abgabe und Verwendung des 
Samens Aufzeichnungen zu machen. Dies gilt ent-
sprechend für denjenigen, 

1. der eine Tierhaltung nach § 17 Abs. 5 betreibt 
oder 

2. dem eine Besamungsstation Samen ausliefert. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, soweit es zur Sicherstel-
lung einer ordnungsgemäßen Besamung erforderlich 
ist, Vorschriften zu erlassen über 

1. die Voraussetzungen, unter denen Samen nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 geliefert werden darf, wo-
bei auch bestimmt werden kann, daß Samen nur 
auf Grund einer Mitgliedschaft oder eines Be-
samungsvertrages geliefert werden darf; 

2. die Voraussetzungen, unter denen Samen nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ausgeliefert werden darf, 
wobei auch bestimmt werden kann, daß Samen 
nur auf Grund eines Vertrages ausgeliefert wer-
den darf; 

3. Form und Mindestinhalt der Verträge nach den 
Nummern 1 und 2, wobei auch bestimmt werden 
kann, daß die Verträge einer behördlichen Ge-
nehmigung bedürfen; 
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4. Pflichten, die den Personen auferlegt werden kön-
nen, an die Samen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 
ausgeliefert werden darf; 

5. die Einrichtung und den Betrieb einer Besamungs-
station; 

6. die Behandlung einschließlich der Beförderung 
von Samen; 

7. die Art, den Inhalt, den Umfang, die Aufbewah-
rung und die Auswertung der in Absatz 3 ge-
forderten Aufzeichnungen; 

8. die Kennzeichnung der zu besamenden Tiere und 
ihrer Nachkommen sowie das Verbot der Besa-
mung nicht gekennzeichneter Tiere; 

9. die Schutzmaßnahmen gegen Samenverwechslun-
gen. 

§ 19 

Besamungswart 

(1) Als Besamungswart darf nur tätig sein, wer 
mit Erfolg an einem Lehrgang über künstliche Be-
samung teilgenommen hat. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die für eine ordnungsgemäße Berufsausbildung er-
forderlichen Vorschriften über Zulassungsvoraus-
setzungen, Anforderungen, Dauer und Abschluß der 
Lehrgänge sowie der Kurzlehrgänge nach § 18 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b zu erlassen. 

(3) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Prüfungsordnungen für die 
Lehrgänge und die Kurzlehrgänge zu erlassen. 

Sechster Abschnitt. 

Gemeindliche Vatertierhaltung, Durchführung des 
Gesetzes, Ausnahmen, Bußgeldvorschriften 

§ 20 

Gemeindliche Vatertierhaltung 

Die Landesregierungen können durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, daß die Gemeinden dafür zu 
sorgen haben, daß die für das Decken der vorhan-
denen weiblichen Tiere erforderliche Zahl gekörter 
männlicher Tiere zur Verfügung steht oder die weib-
lichen Tiere künstlich besamt werden können. 

§ 21 

Übertragungsbefugnis 

Soweit in diesem Gesetz die Landesregierungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt wer-
den, können sie diese Befugnis durch Rechtsverord-
nung auf oberste Landesbehörden übertragen. 

§ 22 

Ausnahmen 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnah-
men von den Vorschriften dieses Gesetzes oder der 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen 
zulassen 

1. für Forschungsarbeiten in wissenschaftlichen Ein-
richtungen und in Betrieben, die für diese Ein-
richtungen Versuche durchführen; 

2. für sonstige Versuchszwecke, soweit es mit dem 
in § 1 genannten Zweck vereinbar ist; 

3. im Rahmen eines Kreuzungszuchtprogramms 
einer anerkannten Züchtervereinigung 

a) für die Entwicklung von Zuchtlinien, 

b) für die erstmalige Prüfung von Tieren aus 
verschiedenen Zuchtlinien auf Eignung und 

c) für die Vermehrung von Tieren innerhalb von 
Zuchtlinien bis zum Vorliegen des Ergebnis-
ses der Feststellung des Zuchtwertes. 

§ 23 

Überwachung 

(1) Die Einhaltung der Vorschriften dieses Geset-
zes, der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen und der erteilten Auflagen wer-
den durch die zuständige Behörde überwacht. 

(2) Die anerkannten Züchtervereinigungen und die 
mit der Durchführung der Leistungsprüfungen beauf-
tragten Stellen werden in züchterischer Hinsicht, die 
Besamungsstationen in züchterischer und veterinär-
hygienischer Hinsicht von der zuständigen Behörde 
überwacht. 

(3) Natürliche und juristische Personen und nicht-
rechtsfähige Personenvereinigungen haben den zu-
ständigen Behörden auf Verlangen die Auskünfte 
zu erteilen, die zur Durchführung der den Behörden 
durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Geset-
zes übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 

(4) Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt sind, dürfen unter Einhaltung der für den 
Betrieb geltenden veterinärhygienischen Regelungen 
im Rahmen der Absätze 1 bis 3 Betriebsgrundstücke, 
Betriebsräume sowie betrieblich genutzte Stallungen 
und Transportmittel des Auskunftspflichtigen wäh-
rend der üblichen Geschäfts- oder Betriebszeit be-
treten und dort 

1. Besichtigungen und Untersuchungen vornehmen 
sowie Blutproben entnehmen und 

2. Zuchtunterlagen und, soweit es zur Durchführung 
des Gesetzes erforderlich ist, geschäftliche Unter-
lagen einsehen. 
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Der Auskunftspflichtige hat die Maßnahmen nach 
Satz 1 zu gestatten, die Zuchtunterlagen und die ge-
schäftlichen Unterlagen vorzulegen sowie die männ-
lichen Tiere vorzuführen. 

(5) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver-
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten aussetzen würde. 

§ 24 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 ein nicht gekörtes 
Tier zum Decken oder entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 
Samen eines Tieres, für das eine Besamungs-
erlaubnis nicht erteilt ist, zur künstlichen Be-
samung verwendet; 

2. entgegen § 7 Abs. 1 die Meldung nicht erstattet 
oder den Abstammungsnachweis nicht vorlegt; 

3. einer vollziehbaren Auflage nach § 8 Abs. 5, 
§ 14 Abs. 2, auch in Verbindung mit § 15 Abs. 3, 
oder nach § 17 Abs. 4, auch in Verbindung mit 
Abs. 5, zuwiderhandelt; 

4. entgegen § 15 Abs. 1 Samen ohne Genehmigung 
verwendet; 

5. entgegen § 17 Abs. 1 eine Besamungsstation 
ohne Erlaubnis betreibt; 

6. Samen entgegen § 18 Abs. 1 in den Verkehr 
bringt oder entgegen § 18 Abs. 2 liefert, aus-
liefert oder verwendet; 

7. entgegen § 18 Abs. 3 die vorgeschriebenen Auf-
zeichnungen unterläßt; 

8. entgegen § 19 Abs. 1 als Besamungswart tätig 
ist; 

9. entgegen § 23 Abs. 3 eine Auskunft nicht oder 
nicht vollständig erteilt oder entgegen § 23 
Abs. 4 Satz 2 eine Maßnahme nicht gestattet, 
Unterlagen nicht vorlegt oder ein Tier nicht vor-
führt; 

10. einer nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 oder § 18 Abs. 4 
Nr. 3 oder 7 erlassenen Rechtsverordnung zu-
widerhandelt, soweit sie für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver-
weist; 

11. einer nach § 18 Abs. 4 Nr. 1, 2, 4 bis 6, 8 oder 9 
erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1, 3 bis 6, 8 und 11 mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 2, 7, 9 und 10 mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 

(3) Samen, auf den sich eine Zuwiderhandlung 
nach Absatz 1 Nr. 4, 6 oder 11 bezieht, kann ein-
gezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist anzuwenden. 

Siebenter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 25 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

(1) Es treten außer Kraft: 

1. das Tierzuchtgesetz vom 7. Juli 1949 (Gesetz-
blatt der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes S. 181), zuletzt geändert durch 
Artikel 207 I des Einführungsgesetzes zum Straf-
gesetzbuch vom 2. März 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469) ; 

2. die Verordnung zur Übertragung von Befugnis-
sen nach dem Tierzuchtgesetz auf die obersten 
Landesbehörden vom 19. Juni 1951 (Bundes-
anzeiger Nr. 124 vom 30. Juni 1951) ; 

3. die Erste Durchführungsverordnung zum Tier-
zuchtgesetz vom 25. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 227), geändert durch die Verordnung zur 
Änderung von Rechtsvorschriften auf dem Ge-
biete der Tierzucht vom 4. März 1958 (Bundes-
gesetzbl. I S. 130); 

4. die Verordnung zur Änderung von Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiete der Tierzucht vom 
4. März 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 130) ; 

5. das Besamungsgesetz vom 8 . September 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1537) ; 

Baden-Württemberg 

6. die Verordnung über die Erzeugung von Küken 
in Brütereien vom 5. Oktober 1950 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 279); 

7. die Verordnung Nr. 642 des Landwirtschafts-
ministeriums über die Erzeugung von Küken in 
Brütereien vom 29. März 1951 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 25) ; 

8. die Verordnung des Landwirtschaftsministe-
riums über die Erzeugung von Küken in Brüte-
reien und über die Anerkennung von Geflügel

-

zuchtbetrieben vom 25. Mai 1950 (Regierungs-
blatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 211); 
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Rheinland-Pfalz 

9. die Landesverordnung über die Erzeugung von 
Küken in Brütereien vom 1. April 1950 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 171) ; 

Saarland 

10. die Verordnung zur Übertragung der Ermächti-
gungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
dem Gesetz über die künstliche Besamung von 
Tieren (Besamungsgesetz) vom 1. Februar 1972 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 129). 

(2) Soweit es sich um Bundesrecht handelt, sind 
nicht mehr anzuwenden 

1. die Erste Verordnung zur Förderung der Tier-
zucht vom 26. Mai 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 
470), zuletzt geändert durch Artikel 208 des Ein-
führungsgesetzes zum Strafgesetzbuch; 

2. das Gesetz zur Förderung der Tierzucht in 
Bayern (Tierzuchtgesetz) vom 14. Juli 1949 (Be-
reinigte Sammlung des bayerischen Landesrechts 
IV S. 419), zuletzt geändert durch Artikel 207 II 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch; 

3. die Verordnung zur Änderung der Ersten Reichs-
verordnung zur Förderung der Tierzucht vom 
7. Juni 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Schleswig-Holstein S. 117), geändert durch die 
Änderungsverordnung vom 16. August 1962 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-
Holstein S. 354). 

§ 26 

Übergangsvorschriften 

(1) Die nach bisherigem Recht anerkannten Züch-
tervereinigungen gelten als im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes anerkannte Züchter-
vereinigungen. 

(2) Die nach bisherigem Recht geltenden Erlaub-
nisse zum Betrieb einer Besamungsstation gelten als 
Erlaubnisse nach diesem Gesetz. 

(3) Kurzlehrgänge nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Be-
samungsgesetzes gelten als Kurzlehrgänge nach § 18 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b dieses Gesetzes; 
Lehrgänge nach § 5 Abs. 1 des Besamungsgesetzes 
gelten als Lehrgänge nach § 19 Abs. 1 dieses Ge-
setzes. 

(4) Männliche Tiere, die nach bisherigem Recht 
gekört sind und für die im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes eine Deckerlaubnis oder Be-
samungserlaubnis vorliegt, gelten als nach diesem 
Gesetz gekört; nach bisherigem Recht erteilte Be-
samungserlaubnisse gelten fort. Für Samen von ab-
gegangenen männlichen Tieren, der vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes gewonnen wurde, kann auch 
dann eine Besamungserlaubnis erteilt werden, wenn 
die nach den zum Zeitpunkt der Samengewinnung 
geltenden Rechtsvorschriften erforderlichen Beschei-
nigungen vorliegen; § 13 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buch-
stabe a bleiben hiervon unberührt. Ist nach bisheri-
gem Recht eine Deckerlaubnis erteilt, so bedarf es 
einer Meldung nach § 7 nur, wenn das männliche 
Tier außerhalb des Gebietes verwendet werden soll, 
für das die Deckerlaubnis galt. 

§ 27 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 28 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 
Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ermächtigen, treten am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Gründe für die Neuregelung des Tierzuchtrechts 

Der weitaus größte Teil des gesamten Produktions-
wertes der Landwirtschaft entfällt auf die tierische 
Erzeugung. Im Jahr 1973 waren es etwa 30,7 Mrd. 
DM von insgesamt etwa 43,6 Mrd. DM und damit 
etwa 70 %. Die steigenden Anforderungen an die 
Qualität tierischer Produkte und die Wirtschaftlich-
keit der mit der tierischen Erzeugung befaßten land-
wirtschaftlichen Betriebe zwingen dazu, die Leistun-
gen der landwirtschaftlichen Nutztiere ständig zu 
verbessern. Eines der wichtigsten Mittel zu diesem 
Ziel ist die züchterische Verbesserung der Leistungs-
anlagen der Tiere über den Einsatz leistungsverbes-
sernder männlicher Tiere. 

Das zur Zeit noch geltende Tierzuchtrecht wird den 
heute und in absehbarer Zukunft zu stellenden An-
forderungen nicht mehr gerecht. Das im Jahre 1949 
erlassene Tierzuchtgesetz geht fachlich auf die Ge-
setzgebung des .Jahres 1936 zurück; die Novellie-
rung von 1949 diente im wesentlichen dazu, das Tier

-

zuchtrecht den veränderten staats- und verfassungs-
rechtlichen Verhältnissen anzupassen. Später wurde 
das Tierzuchtgesetz, abgesehen von der Umwand-
lung der Straf- in Bußgeldvorschriften, im wesent-
lichen nur dadurch geändert, daß im Jahre 1971 der 
Bereich der künstlichen Besamung herausgelöst und 
in einem besonderen Gesetz geregelt wurde. Diese 
Herauslösung war jedoch nicht als endgültig ange-
sehen worden; vielmehr war das Besamungsgesetz 
als vorweggenommene Teilregelung einer Novellie-
rung des gesamten Tierzuchtrechts gedacht. 

Der vorliegende Entwurf eines neuen Tierzuchtge-
setzes soll die Grundlage für diese umfassende, der 
Förderung der landwirtschaftlichen Erzeugung die-
nende Novellierung sein. Er soll vor allem dazu die-
nen, das Tierzuchtrecht an den züchterischen Fort-
schritt anzupassen und das Verfahren zu verein-
fachen. Eine gesetzliche Regelung ist auch aus Wett-
bewerbsgründen erforderlich, da für den einzelnen 
Tierhalter die Leistungen der Züchtervereinigung 
und besonders auch die Leistungen der von ihr ge-
züchteten Tiere nicht genau und in den meisten 
Fällen erst nach längerer Zeit geschätzt werden kön-
nen. Die Reform dient nicht zuletzt auch — im In-
teresse der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit — 
dazu, das Tierzuchtrecht systematisch klarer und 
straffer zu fassen und überholte Bestimmungen zu 
beseitigen. 

Bei der Erstellung des Entwurfs sind die Über-
legungen für eine künftige Rechtsharmonisierung auf 
dem Gebiet der Tierzucht im EWG-Bereich berück-
sichtigt worden. 

Der Entwurf hält zwar an dem Grundsatz fest, daß 
die Körung die Voraussetzung für die Zuchtverwen

-

dung eines männlichen Tieres ist, er bringt jedoch 
eine erhebliche Vereinfachung dadurch, daß die bis-
herigen Hauptkörungen entfallen. Künftig wird ein 
männliches Tier grundsätzlich nur ein einziges Mal 
zur Körung vorgestellt. Auch die bisherige Deck-
erlaubnis entfällt. Um dem gestiegenen internatio-
nalen Handelsverkehr mit Zuchttieren Rechnung zu 
tragen, ist vorgesehen, daß die in das Bundesgebiet 
verbrachten Zuchttiere hinsichtlich der Eintragung in 
die Zuchtbücher weitgehend den im Inland gezüch-
teten Tieren gleichgestellt werden. Die Anerken-
nung und Überwachung von Züchtervereinigungen 
wird neu geregelt und als Aufgabe den zuständigen 
Landesbehörden übertragen. Ferner wird die Mög-
lichkeit vorgesehen, außerhalb von Züchtervereini-
gungen züchterische Arbeit zu leisten und zwar in 
Form von Zuchtunternehmen. 

II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 des Grundgesetzes, und zwar insbe-
sondere aus der Nummer 17 (Förderung der land-
wirtschaftlichen Erzeugung). Ferner werden für ein-
zelne Bestimmungen des Gesetzes die Nummern 1 
(Strafrecht) und 19 Maßnahmen gegen gemeinge-
fährliche und übertragbare Krankheiten bei Tieren) 
herangezogen. 

III. Kosten 

Für den Bund sind keine Auswirkungen auf die Ein-
nahmen und Ausgaben zu erwarten. Bei den Län-
dern werden höhere Kosten in bestimmten Berei-
chen, wie z. B. bei den Leistungsprüfungen und bei 
der Feststellung des Zuchtwertes, entstehen, die 
durch Kostenentlastung insbesondere infolge der 
vorgesehenen Maßnahmen der Verwaltungsverein-
fachung — Wegfall der jährlich wiederholten Kö-
rung und der besonderen Deckerlaubnis — ausge-
glichen werden. Eine Kalkulation dieser finanziellen 
Auswirkungen ist zur Zeit nicht möglich. 

IV. Sonstige Auswirkungen 

Die Maßnahmen des Gesetzes werden dazu beitra-
gen, die Leistungsfähigkeit der Zuchttiere und über 
den Einsatz dieser Tiere oder ihrer Nachkommen in 
den landwirtschaftlichen Betrieben auch die Lei-
stungsfähigkeit der Nutztiere zu verbessern. Das 
Gesetz wirkt sich voraussichtlich nicht auf Einzel-
preise und auf das Preisniveau, insbesondere für Er-
zeugnisse tierischer Herkunft, aus. Die stärkere Be-
rücksichtigung der Produktqualität im Rahmen der 
züchterischen Maßnahmen läßt günstige Auswirkun-
gen auf den Verbraucher erwarten. Negative Aus-
wirkungen auf die Umwelt sind von dem Gesetz 
nicht zu erwarten. 
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B. Besonderer Teil 

Zum Ersten Abschnitt (§§ 1 bis 3) 

Zu 1 

Den Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs ein-
schließlich der Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts-
verordnungen werden in der Zweckbestimmung 
grundsätzliche Erwägungen vorangestellt. Sie stek-
ken den Rahmen für die folgenden Regelungen ab 
und geben Hinweise für ihre Auslegung. Zugleich 
stellt die Vorschrift das öffentliche Interesse an den 
vorgesehenen Regelungen zur Förderung der Lei-
stungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der tierischen 
Erzeugung heraus. 

Die Leistungsfähigkeit umfaßt alle Merkmale, die 
sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hin-
sicht den Wert eines Tieres ausmachen, z. B. Lebens-
dauer, Reproduktionsrate, Milchleistung, Fleischlei-
stung, Wolleistung, Reiteignung. Unter Wirtschaft-
lichkeit wird insbesondere das Verhältnis zwischen 
Leistung und Aufwand verstanden, z. B. die Futter-
verwertung, die Regelmäßigkeit der Abkalbung, Ab-
ferkelung oder Lammung und die Widerstandsfähig-
keit gegen Krankheiten. 

Gesichtspunkte der qualitativen Anforderungen an 
die gewonnenen Erzeugnisse betreffen insbesondere 
den Anteil wertvoller Teilstücke im Schlachtkörper, 
die Fleischqualität und die Inhaltsstoffe der Milch. 

Nicht angesprochen sind Eigenschaften und Merk-
male, die zwar die Leistungsfähigkeit, die Wirt-
schaftlichkeit und die Produktqualität beeinflussen, 
jedoch außerhalb der züchterischen Einflußnahme 
liegen, z. B. Maßnahmen der Haltung und Fütterung. 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt den Anwendungs- oder sach-
lichen Geltungsbereich und enthält Begriffsbestim-
mungen sowie Ermächtigungen zur Erweiterung oder 
Einschränkung des Anwendungsbereichs. Danach be-
zieht sich das Gesetz auf die für die landwirtschaft-
liche Erzeugung besonders wichtigen Haustierarten 
Rind, Schwein, Schaf und Pferd sowie bei Ausschöp-
fung der Ermächtigung in Absatz 3 Nr. 1 auf die 
Ziege. Für andere Tierarten besteht somit die Mög-
lichkeit, Landesgesetze im züchterischen Bereich zu 
erlassen. Die in § 1 des bisherigen Tierzuchtgesetzes 
angesprochene, in Jahrzehnten nicht genutzte Mög-
lichkeit, die Regelung des Gesetzes auf weitere 
Tierarten auszudehnen, soll entfallen. 

Die in Absatz 2 enthaltenen Begriffsbestimmungen 
dienen der Vereinfachung und Klarstellung des Ge-
setzestextes und der auf Grund dieses Gesetzes zu 
erlassenden Rechtsverordnungen. Der Begriff der 
Zuchtverwendung entspricht sachlich der seit dem 
Erlaß des Besamungsgesetzes gebrauchten Termino-
logie. 

Die Begriffe des Zuchtwertes und der Leistungsprü

-

fung werden neu in das Gesetz aufgenommen. Im 
Zuchtwert sind die Faktoren zusammengefaßt, nach 

denen sich die züchterische Eignung eines Tieres be-
stimmt. Der Zuchtwert eines Tieres entspricht seinem 
erblichen Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit seiner 
Nachkommen und schlägt sich in den von den Nach-
kommen erbrachten und in Zukunft zu erbringenden 
Leistungen nieder. Er wird mit Hilfe von Leistungs-
merkmalen festgestellt, die in Leistungsprüfungen 
bei dem Tier selbst oder bei seinen Vorfahren oder 
Nachkommen oder auch bei seinen sonstigen Ver 
wandten ermittelt worden sind. Die Feststellung 
kann in einem Index ausgedrückt werden. Zum 
Zuchtwert gehört auch das Ergebnis der Exterieur-
beurteilung und zwar je nach Tierart oder Verwen-
dungszweck mit größerem oder geringerem Gewicht. 

Der Begriff der Züchtervereinigung wird im wesent-
lichen in demselben Sinne wie nach dem bisherigen 
Tierzuchtgesetz und der Ersten Durchführungsver-
ordnung verstanden. 

Mit der Definition des Zuchtbuches folgt der Entwurf 
weitgehenden Vorschlägen der EG-Kommission für 
Richtlinien zur Rechtsangleichung auf dem Gebiet 
der Tierzucht. 

Bei der Definition des Begriffs Abstammungsnach-
weis wird klargestellt, daß es sich hierbei um eine 
Urkunde über die Abstammung eines Tieres han-
delt. 

Der Begriff der Besamungsstation deckt sich inhalt-
lich mit dem bisher in § 3 Abs. 1 des Besamungs-
gesetzes verwendeten Begriff. Das Kriterium des 
Behandelns von Samen wird entsprechend der bis-
herigen Auslegung des § 4 Abs. 4 des Besamungs-
gesetzes und der Definition in anderen Gesetzen 
(vgl. § 7 Abs. 1 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetzes) weit gefaßt. Der Begriff umfaßt alle 
Tätigkeiten, die auf den Samen einwirken können, 
außer dem Gewinnen und Verwenden, wie z. B. das 
Messen, Verdünnen, Abfüllen, Verpacken, Kühlen, 
Einfrieren, Lagern und Befördern. 

Wie bereits erwähnt, werden die Ziegenböcke nicht 
mehr generell in den sachlichen Geltungsbereich des 
Gesetzes einbezogen. Sie können jedoch durch den 
Bundesminister oder die Landesregierungen — bei 
entsprechender Subdelegation nach § 19 auch durch 
die obersten Landesbehörden — im Verordnungs-
wege den männlichen Tieren im Sinne des Absatzes 
2 Nr. 1 gleichgestellt werden. Diese flexible Rege-
lung trägt dem Umstand Rechnung, daß die Ziegen-
haltung in den letzten Jahren im Bundesgebiet stark 
zurückgegangen ist (Jahresdurchschnitt 1957 bis 
1961: 429 000; 1973: 38 000) ; sie berücksichtigt aber 
auch die länderweise sehr unterschiedliche Bedeu-
tung der Ziegenhaltung. Fast die Hälfte aller Ziegen 
steht in einem einzigen Land, und zwar in Baden-
Württemberg, während in anderen Ländern, vor al-
lem in Norddeutschland, nur noch wenig Ziegen ge-
halten werden. 

Die Ermächtigung des Bundesministers in Absatz 3 
Nr. 2 soll die Möglichkeit schaffen, bestimmte männ

-

liche Tiere aus dem sachlichen Anwendungsbereich 
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des Gesetzes herauszunehmen, soweit sie überwie-
gend außerhalb des landwirtschaftlichen Bereichs er-
zeugt oder verwendet werden. Gedacht ist z. B. an 
Tiere, die üblicherweise als Liebhabertiere unabhän-
gig von wirtschaftlichen Gesichtspunkten gehalten 
werden. 

Absatz 4 gibt den Landesregierungen die Möglich-
keit, Rechtsvorschriften über die Zuchtverwendung 
von Ziegenböcken zu erlassen, wenn für den Erlaß 
bundeseinheitlicher Vorschriften kein Bedürfnis be-
steht. Wegen der Weiterübertragung dieser Ermäch-
tigung wird auf § 21 verwiesen. 

Zu §3 

Diese Vorschrift enthält — entsprechend § 1 des gel-
tenden Tierzuchtgesetzes und § 1 des Besamungs-
gesetzes — die zwei wesentlichen Grundsätze des 
Gesetzes. Danach dürfen nur gekörte männliche 
Tiere zum Decken verwendet werden, und nur von 
gekörten männlichen Tieren, für die eine Besa-
mungserlaubnis erteilt ist, darf Samen zur künst-
lichen Besamung verwendet werden. Gegenüber der 
bisherigen Regelung entfällt für die Verwendung 
eines Tieres zum Decken die Deckerlaubnis als wei-
teres formales Erfordernis. Näheres über die Kö-
rung ist zu § 5 aufgeführt. Der Wegfall der Deck-
erlaubnis, die nach Umfang und Geltungsdauer be-
grenzt war, läßt eine spürbare Entlastung der an der 
Tierzucht Beteiligten sowie der zuständigen Ver-
waltungsbehörden erwarten. Die Besamungserlaub-
nis soll entsprechend der bisherigen Regelung bei-
behalten werden. Die große Zahl an Nachkommen, 
die ein Vatertier bei Verwendung in der künst-
lichen Besamung erzeugen kann (beim Rind jährlich 
etwa 10 000 bis 20 000 gegenüber etwa 60 bis 80 im 
natürlichen Sprung), erfordert es zum Schutz der 
landwirtschaftlichen Tierhalter, den Einsatz von Be-
samungstieren beschränken zu können und die 
Zuchtverwendung stärker zu überwachen. Die Be-
samungserlaubnis dient diesen Zielen. Für die Ver-
wendung von Samen, der in den Geltungsbereich 
des Gesetzes verbracht worden ist, gilt § 15, auf den 
zur Klarstellung in § 3 ausdrücklich verwiesen wird. 

Zum Zweiten Abschnitt (§§ 4 bis 7) 

Zu §4 

Die Absätze 1 und 3 regeln die formellen Voraus-
setzungen für die Körung. Sie setzen voraus, daß 
die Körung als begünstigender Verwaltungsakt nur 
auf Antrag erteilt wird. Nach dem im Verwaltungs-
recht herrschenden Grundsatz der Nichtförmlichkeit 
bedarf der Antrag keiner Form. In der Regel wird 
der Züchter oder Aufzüchter als Tierbesitzer die 
Körung beantragen, zumal er bestimmt, ob das Tier 
zur Zuchtverwendung vorgesehen wird. Der nach 
Absatz 1 beizubringende Abstammungsnachweis 
dient dazu, der Körbehörde wichtige Entscheidungs-
unterlagen zu liefern. In den Abstammungsnachweis 
können auch die Ergebnisse von Leistungsprüfungen 

eingetragen werden. Zu diesen gehört auch, soweit 
vorhanden, das Ergebnis der Feststellung des Zucht-
wertes eines Tieres. 

Die Durchführung von Leistungsprüfungen (Absatz 
2) ist die Voraussetzung für die züchterische Arbeit. 
Leistungsprüfungen können in Betrieben der Tier-
halter (im Feld) in Stationen oder in anderen für 
die Durchführung solcher Prüfungen vorhandenen 
Einrichtungen durchgeführt werden. Zur Durchfüh-
rung gehören auch die Sammlung und Auswertung 
der Prüfergebnisse. 

Absatz 3 trägt den Besonderheiten hinsichtlich der 
in den Geltungsbereich des Getzes verbrachten Tiere 
Rechnung. Durch die Sätze 2 und 4 soll verhindert 
werden, daß die in den Geltungsbereich des Geset-
zes verbrachten Tiere diskriminiert werden. 

Die in Satz 3 angesprochene Identitätssicherung ist 
ein wichtiges Erfordernis in der Zucht. Sie setzt vor-
aus, daß die Tiere unverwechsellbar gekennzeichnet 
sind und diese Kennzeichnung mit den Angaben im 
Zuchtbuch und im Abstammungsnachweis überein-
stimmt. 

Die Ermächtigung des Bundesministers in Absatz 4 
Nr. 1 Buchstabe a gibt die Möglichkeit, weitere for-
melle Anforderungen (z. B. hinsichtlich der Identi-
tätssicherung) und weitere materielle Anforderun-
gen (z. B. über die Eintragung weiterer Generatio-
nen) an den Abstammungsnachweis zu stellen. Die 
Ermächtigung des Bundesministers in Absatz 4 Nr. 1 
Buchstabe b soll die Möglichkeit schaffen zu bestim-
men, welche Nachweise über die Ergebnisse von 
Leistungsprüfungen, die von Tierart und Nutzungs-
richtung abhängig sind, zu verlangen sind. Absatz 4 
Nr. 2 ergänzt den Absatz 3 Satz 2 Nr. 1. Er trägt 
dem Umstand Rechnung, daß nicht in allen Ländern 
amtlich anerkannte Züchtervereinigungen bestehen. 

Zu §5 

Im bisherigen Tierzuchtrecht wird der Begriff der 
Körung in unterschiedlichem Sinne gebraucht; er 
umfaßt sowohl den Verwaltungsakt (z. B. in § 1 
Abs. 2 und § 5 des Gesetzes) als auch die Körveran-
staltung (z. B. in § 3 des Gesetzes). Im Entwurf wer-
den diese Begriffe zur Klarstellung getrennt. Unter 
dem Begriff Körung wird künftig nur noch der Ver-
waltungsakt der zuständigen Behörde verstanden, 
der vor der ersten Zuchtbenutzung eines männlichen 
Tieres erforderlich ist. Gegenüber den unklar gefaß-
ten bisherigen Vorschriften — in § 7 Abs. 1 der Er-
sten Durchführungsverordnung zum Tierzuchtgesetz 
ist von einer „erstmalig vorgenommenen Körung" 
die Rede, was also wiederholte Körungen voraus-
zusetzen scheint — regelt das neue Gesetz die Kö-
rung eindeutig in dem Sinne, daß sie für die gesamte 
Zeit der Zuchtverwendung eines Tieres gilt. Die bis-
her erforderliche jährliche Vorführung der Tiere zu 
den Hauptkörungen entfällt damit. Dies bedeutet 
für die Tierhalter eine erhebliche Entlastung. 
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Unter einer Behörde wird in Übereinstimmung mit 
§ 1 Abs. 4 des Verwaltungskostengesetzes und § 1 
Abs. 3 des Entwurfs eines Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BT-Drucksache 7/910) jede Stelle ver-
standen, die die Aufgaben der öffentlichen Ver-
waltung wahrnimmt. Sofern die Länder entsprechend 
der bisherigen Praxis die Durchführung der Körung 
auf Kommissionen übertragen, sind diese Körkom-
missionen demnach Behörden im dargelegten Sinne. 
Für die Bewertung eines Tieres sind nicht nur die 
erbrachten Leistungen, sondern auch die phänotypi-
schen Merkmale bedeutsam. Daher kann auch künf-
tig nicht darauf verzichtet werden, die Tiere der 
Körbehörde auf einer Körveranstaltung vorzustel-
len. 

Bei den Vorarbeiten zum Gesetzentwurf ist geprüft 
worden, ob die gesetzliche Regelung auf die Zucht-
verwendung männlicher Tiere in der Herdbuchzucht 
und in der künstlichen Besamung beschränkt werden 
kann. Eine solche Einschränkung ist jedoch aus fol-
genden Gründen nicht vertretbar: 

1. Es besteht die Gefahr, daß das in der Herdbuch-
zucht erreichte Leistungsniveau nicht in genügen-
dem Umfang an die übrigen Tierhalter weiter-
gegeben würde. 

2. Da außer beim Rind die künstliche Besamung zur 
Zeit eine nur geringe Bedeutung hat, würden die 
anderen Tierarten praktisch fast gänzlich aus der 
gesetzlichen Regelung herausfallen, wodurch bei 
ihnen ein kontinuierlicher Zuchtfortschritt nicht 
mehr gewährleistet wäre. 

Ferner ist geprüft worden, ob männliche Tiere der 
Körung dann nicht bedürfen, wenn sie nur im eige-
nen Bestand des Tierhalters verwendet werden sol-
len. Auch dieser Weg erscheint nicht gangbar und 
zwar aus folgenden Gründen: 

1. Zur öffentlich-rechtlichen Zielsetzung des Ent-
wurfs, die landwirtschaftliche Erzeugung zu för-
dern, trägt der Bereich tierische Produktion am 
stärksten bei, wenn alle männlichen Tiere, die 
zur Zucht verwendet werden sollten, gekört sind. 
Nur dadurch werden der Zuchtfortschritt an alle 
Tierbestände weitergegeben und nachteilige In-
zucht vermieden. 

2. Die züchterischen Vorteile der künstlichen Besa-
mung wären in Frage gestellt. 

3. Die Überwachung der Durchführung des Geset-
zes wäre in erheblichem Ausmaß erschwert. 

Der Grundsatz des Absatzes 2 dient dazu, einen auf 
breiter Grundlage stehenden Vergleich der Tiere zu 
ermöglichen, damit ein möglichst hohes Maß an sach-
gerechter und objektiver Beurteilung gewährleistet 
wird. Der Vergleich mit anderen Tieren ermöglicht 
eine bessere Beurteilung des Entwicklungsstandes, 
die für die Feststellung des Zuchtwertes wichtig ist. 
Andererseits sollen Härten für den Tierhalter ver-
mieden und die Gesundheit von Tierbeständen nicht 

gefährdet werden. Die Behörde kann z. B. von die-
ser Ausnahmebefugnis Gebrauch machen, um einen 
Betrieb, der mit hohem Kostenaufwand einen be-
stimmten Gesundheitszustand seines Bestandes er-
reicht hat (specific-pathogen-free == SPF-Status), 
nicht der Gefahr auszusetzen, diesen Status zu ver-
lieren. 

Absatz 3 führt die möglichen Körentscheidungen auf. 
Zur Körentscheidung „vorläufig nicht gekört" wird 
auf die Begründung zu Absatz 5 verwiesen. Jede 
Körentscheidung ist von der Behörde in den Ab-
stammungsnachweis einzutragen. Für den Fall, daß 
der erneute Antrag auf Körung bei einer anderen 
Behörde als der erste Antrag gestellt wird, wäre 
diese Behörde ohne die vorgesehenen Eintragungen 
im Abstammungsnachweis nicht ausreichend über 
das betreffende Tier informiert. 

Absatz 4 enthält die materiellen Voraussetzungen 
für die Körung. Die Nummer 1 knüpft an § 4 Abs. 1 
Satz 1 des geltenden Tierzuchtgesetzes an. Neu ein-
geführt wird dabei der Begriff „Zuchtwert", der in 
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 definiert wird. Er bildet den Maß-
stab für die Entscheidung über die Eignung des Tie-
res, die tierische Erzeugung zu verbessern. Alle An-
gaben, die im Zeitpunkt der Körentscheidung fest-
stellbar sind, fließen in den Zuchtwert ein. Die Lei-
stungen der Tiere sind nicht nur von der genetischen 
Veranlagung, sondern sehr stark auch von den Um-
welteinflüssen abhängig. Das Ausmaß der Umwelt-
einflüsse zu erkennen und bei der Feststellung des 
Zuchtwertes seiner Bedeutung entsprechend zu be-
rücksichtigen, ist eine der wesentlichen Schwierig-
keiten bei der Feststellung des Zuchtwertes. Je exak-
ter die Umwelteinflüsse erfaßt werden können, desto 
genauer ist die Zuchtwertfeststellung. In der Sta-
tionsprüfung können die Umwelteinflüsse besser 
erfaßt werden als in Feldprüfungen. Deshalb muß 
in Feldprüfungen eine größere Anzahl von Tieren 
zur Verfügung stehen. 

Bei der Prüfung, ob das Tier nach seinem Zuchtwert 
geeignet ist, die tierische Erzeugung zu verbessern, 
ist sowohl das Niveau der Gesamtpopulation seiner 
Rasse als auch das Niveau auf regionaler Ebene zu-
grunde zu legen. 

Die Zuchttauglichkeit eines Tieres im Sinne des Ab-
satzes 4 Nr. 2 ist seine Eignung zur Zuchtverwen-
dung. Die Zuchttauglichkeit ist z. B. dann beeinträch-
tigt, wenn das Tier Kryptorchismus (Binnenhodig-
keit) zeigt. Bei der Prüfung auf Zuchttauglichkeit 
wird eine Untersuchung des Samens nicht verlangt. 
Ein bestimmtes Mindestalter (Absatz 4 Nr. 3) wird 
entsprechend der Regelung in § 3 des geltenden 
Tierzuchtgesetzes verlangt, um sicherzustellen, daß 
die Tiere nicht vor Erreichen eines bestimmten kör-
perlichen Reifestadiums in der Zucht verwendet wer-
den. 

Absatz 5 trägt dem Umstand Rechnung, daß die 
Tiere, deren Körung beantragt wird, in der Regel 
bereits vorselektiert sind. Sie werden daher zum 
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wertvolleren Teil der in einem bestimmten Zeitraum 
geborenen Tiere gehören. Mit der Körentscheidung 
„vorläufig nicht gekört" soll der Tierhalter vor ver-
meidbaren Vermögensschäden geschützt werden, 
wenn einer positiven Entscheidung ein voraussicht-
lich vorübergehendes Hindernis entgegensteht, das 
eine Beurteilung nicht ermöglicht. 

Eines erneuten Antrags auf Körung bedarf es nicht. 

Absatz 6 stellt zur Erleichterung der Überwachung 
sicher, daß die später ausgestellten Auszüge aus 
dem Zuchtbuch die Eintragungen über die Körent-
scheidung enthalten. 

Der inhaltlich neue Absatz 7 sichert die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Gesetzes. Daß bei Anwen-
dung der Vorschriften über Rücknahme und Wider-
ruf der Körung der allgemeine verwaltungsrechtliche 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten ist, 
bedarf keiner Hervorhebung im Gesetz. Die Vor-
schrift, die Rücknahme und den Widerruf der Kö-
rung in den Abstammungsnachweis einzutragen, ist 
us Gründen einer ausreichenden Information der 
Behörde und etwaiger Käufer von Zuchttieren erfor-
derlich. 

Der erneute Antrag auf Körung nach Absatz 8 ist 
nur zulässig, wenn der Antragsteller glaubhaft 
macht, daß der Mangel, der seinerzeit zur Nicht-
körung, zur Rücknahme oder zum Widerruf der Kö-
rung geführt hatte, und den die Behörde nach all-
gemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen in der 
Begründung mitzuteilen hat, nicht mehr besteht. Da-
mit ist der Antragsteller verpflichtet darzulegen, 
welches die Ursachen für die Maßnahme der Be-
hörde gewesen sind. Auf diese Weise wird verhin-
dert, daß die einzelnen Behörden gegeneinander aus-
gespielt werden. 

Zu §6 

Die Ermächtigung in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b ist 
notwendig, weil bei der Feststellung des Zuchtwer-
tes je nach Tierart und Rasse unterschiedliche Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen sind. Zur schnelle-
ren Anpassung an die Anforderungen des Marktes 
und an die Entwicklung der Zuchtmethoden wird 
der Weg der Rechtsverordnung vorgesehen. 

Da sich die meisten Rassen auf mehrere Bundeslän-
der verteilen, muß gesichert sein, daß der Zucht-
wert überregional nach einheitlichen Grundsätzen 
ermittelt und veröffentlicht wird. Dem dient die Er-
mächtigung des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe c. 

Die Ermächtigung des Bundesministers in Absatz 1 
Nr. 2 basiert darauf, daß beispielsweise Hengste zu 
dem Zeitpunkt, in dem sie das Mindestalter für ihre 
Körung erreicht haben, die vorgesehenen Eigenlei-
stungsprüfungen auf Reitpferdeigenschaften aus Al-
tersgründen absolviert haben können. 

Die Ermächtigung für die Landesregierungen in Ab-
satz 2 Nr. 1 soll die Verordnungspraxis ermöglichen, 
wenn für den Erlaß bundeseinheitlicher Rechtsvor-
schriften kein Bedürfnis besteht. Durch die Ermächti-
gung in Nummer 3, das Verfahren einschließlich der 
Körveranstaltung zu regeln, wird klargestellt, daß 
die Regelung im vorliegenden Gesetzentwurf inso-
weit nicht abschließend ist. Zur Regelung des Kör-
verfahrens gehört auch die Bestimmung der zustän-
digen Behörde; ob — wie bisher üblich — Kommis-
sionen gebildet oder andere organisatorische Rege-
lungen getroffen werden sollen, bleibt den Ländern 
überlassen. 

Zu §7 

Die Meldepflicht soll den zuständigen Behörden den 
Überblick über den in ihrem Zuständigkeitsbereich 
vorhandenen Bestand an männlichen Tieren und die 
Überwachung der Gesetzesdurchführung ermög-
lichen. Die Ermächtigungen an die Landesregierun-
gen in Absatz 2 tragen den unterschiedlichen Ver-
hältnissen in den Ländern Rechnung. 

Zum Dritten Abschnitt (§§ 8 bis 12) 

Zu §8 

Es ist eine durch die tatsächlichen Gegebenheiten 
im Tierzuchtbereich bedingte Besonderheit des Tier-
zuchtrechts sowohl in der Bundesrepublik als auch 
in zahlreichen anderen Staaten — z. B. allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften —, 
daß den Züchtervereinigungen ein erhebliches Ge-
wicht in der züchterischen Arbeit zukommt und sie 
weitgehende, sich bis in den öffentlich-rechtlichen 
Bereich auswirkende Befugnisse haben. Zum Beispiel 
muß nach § 4 Abs. 1 des geltenden Tierzuchtgeset-
zes der Abstammungsnachweis, der eine Vorausset-
zung für die Körung ist, von einer anerkannten 
Züchtervereinigung ausgestellt worden sein. Die An-
erkennung und Überwachung der Züchtervereinigun-
gen ist bisher in den §§ 2 bis 4, die Ausstellung der 
Abstammungsnachweise durch die Züchtervereini-
gungen in § 5 der Ersten Durchführungsverordnung 
zum Tierzuchtgesetz eingehend geregelt. 

An dem Grundsatz, daß Züchtervereinigungen im 
Rahmen des Tierzuchtgesetzes auch an öffentlich-
rechtlichen Befugnissen mitwirken, soll festgehalten 
werden, da er sich bewährt hat und auf diese Weise 
der in den Verbänden vorhandene tierzüchterische 
Sachverstand für die Zwecke des Gesetzes nutzbar 
gemacht werden kann, ohne daß es der anderenfalls 
notwendigen Vergrößerung der für die Tierzucht 
zuständigen staatlichen Behörden bedarf. Entspre-
chend der bisherigen Regelung ist daher auch im 
Gesetzentwurf die staatliche Anerkennung von Züch-
tervereinigungen vorgesehen und geregelt. Einer 
staatlichen Anerkennung bedarf es insbesondere 
auch deshalb, weil der Abstammungsnachweis einer 
anerkannten Züchtervereinigung eine der Voraus-
setzungen für die Körung ist. 
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Während bisher nach § 2 der Ersten Durchführungs-
verordnung für die Anerkennung der Züchterver-
einigungen die obersten Landesbehörden zuständig 
waren, wird künftig die Bestimmung der zustän-
digen Behörde den Ländern überlassen. Dies ent-
spricht dem Interesse der Länder, insbesondere im 
Hinblick auf die von ihnen beabsichtigte Funktional

-

reform. Werden die Ländergrenzen bei der Tätigkeit 
einer Zuchtorganisation überschritten, so ist die Ent-
scheidung im Einvernehmen mit den Behörden der 
anderen Länder zu treffen, in deren Zuständigkeits-
bereich die Züchtervereinigung ihre Tätigkeit aus-
übt. 

Die nach Absatz 2 geforderten Angaben in dem An-
trag und den ihm beizufügenden Unterlagen geben 
der zuständigen Behörde die erforderlichen Infor-
mationen über die Züchtervereinigung. 

Unter Kreuzungszucht im Sinne des in Nummer 4 
genannten Kreuzungszuchtprogramms und damit im 
Sinne des ganzen Gesetzes wird eine Zuchtmethode 
verstanden, die auf der speziellen Kombinations-
eignung von Zuchtlinien beruht, im Gegensatz zur 
Einfachgebrauchskreuzung, bei der verschiedene Ras-
sen gekreuzt werden. 

Nach Absatz 3 kann die zuständige Behörde im Be-
darfsfall wissenschaftliche Gutachten als Hilfe für 
die Entscheidung über den Antrag einholen. Dies 
erscheint zweckmäßig, da die Aufstellung von Zucht-
programmen und die Auswertung der Leistungsprü-
fungsergebnisse nach wissenschaftlichen Grundsät-
zen geschieht, die gegebenenfalls der Beurteilung 
durch spezialisierte Fachleute bedürfen. Daß diese 
Gutachten auf Kosten der Antragsteller eingeholt 
werden, entspricht dem verwaltungsrechtlichen 
Grundsatz, daß derjenige zur Zahlung von Kosten 
verpflichtet ist, der eine Amtshandlung veranlaßt 
hat oder zu dessen Gunsten sie vorgenommen wird. 

Absatz 4 umfaßt die materiellen Voraussetzungen 
für die Anerkennung. Die Regelung in Nummer 5, 
wonach eine Züchtervereinigung sicherstellen muß, 
daß jeder Züchter in ihrem Tätigkeitsbereich, der 
die Voraussetzungen einwandfreier züchterischer 
Arbeit erfüllt, das Recht auf Mitgliedschaft hat, ent-
spricht inhaltlich — ebenso wie die Ausnahmen auf 
den Gebieten der Vollblut- und Traberzucht — der 
bisherigen Regelung in § 3 der Ersten Durchfüh-
rungsverordnung. Sie gibt jedem Tierhalter die 
Möglichkeit, seinen Tierbestand zu verbessern. 

Die Möglichkeit, nach Absatz 5 die Anerkennung 
inhaltlich zu beschränken oder sie mit Auflagen zu 
erteilen, ist notwendig, weil ein Bedürfnis dafür 
bestehen kann, für bestimmte Rassen und Gebiete 
unterschiedliche Anforderungen zu stellen oder im 
Wege der Auflage die Erfüllung bestimmter tier-
züchterischer Erfordernisse sicherzustellen. 

In den letzten Jahren hat sich eine Reihe von Ein-
richtungen gebildet, deren züchterische Tätigkeit die 
tierische Erzeugung verbessert, die aber anders als 
die Züchtervereinigungen strukturiert sind (Zucht

-

unternehmen). Bei diesen Unternehmen liegt der 
Schwerpunkt der züchterischen Arbeit innerhalb des 
Unternehmens selbst, während der Schwerpunkt 
der Züchtervereinigungen bei ihren Mitgliedern 
liegt. Solche Zuchtunternehmen werden, sofern sie 
ein Kreuzungszuchtprogramm (Absatz 2 Nr. 4) durch-
führen, den Züchtervereinigungen gleichgestellt (Ab-
satz 6). 

Eine Vorschrift bezüglich des Rechts auf Mitglied-
schaft, wie sie für Züchtervereinigungen nach gel-
tendem Recht und dem Entwurf besteht, ist nicht 
aufgenommen worden, da sie der Rechtsnatur der 
Zuchtunternehmen, die in Form von Einzelunterneh-
men oder Gesellschaften bürgerlichen Rechts oder 
Handelsrechts betrieben werden können, nicht ent-
sprechen würde. 

Zu §9 

Die Ermächtigung des Bundesministers in Absatz 1 
Nr. 1 ist von großer Bedeutung zur Erreichung des 
in § 1 genannten Gesetzeszweckes. Die Größe der 
Population ist von entscheidendem Einfluß auf die 
in der Zuchtarbeit mögliche Selektionsschärfe. Je 
größer die Population, desto größer ist die mögliche 
Selektionsintensität. Darüber hinaus läßt sich eine 
erhöhte Genauigkeit in der Zuchtwertfeststellung 
erreichen. Daraus resultiert ein größerer Zuchtfort-
schritt. 

Bestimmte Anforderungen an das Personal einer 
Züchtervereinigung werden vor allem im Hinblick 
auf seine Fachkenntnisse zu stellen sein. In einer 
Züchtervereinigung sind schon bei dem heute er-
reichten Leistungsstand Spezialkenntnisse im Be-
reich der Tierzuchtwissenschaft und -praxis sowie 
im Organisationswesen notwendig. Entsprechende 
Bedeutung kommt den Ermächtigungen zu, Anforde-
rungen an das Personal und die Einrichtungen der 
Züchtervereinigung, an die Kennzeichnung der Tiere 
sowie an die Gestaltung und Führung des Zucht-
buchs festzusetzen. Diese Regelungen wurden neu in 
den Gesetzentwurf aufgenommen. 

Die Ermächtigung, das Verfahren der Anerkennung 
zu regeln (Absatz 1 Nr. 2), ist ebenfalls neu aufge-
nommen worden. Nach der bisherigen Regelung (§ 3 
Abs. 1 Nr. 3 der Ersten Durchführungsverordnung) 
wurde das Verfahren der Anerkennung von Züchter-
vereinigungen von der Deutschen Landwirtschafts-
Gesellschaft e. V. (DLG) festgesetzt und vorn Bundes-
minister anerkannt. Da es rechtlich bedenklich ist, 
einen privatrechtlich organisierten Verein mit dem 
Erlaß öffentlich-rechtlicher Verfahrensregelungen zu 
betrauen, wird diese Regelung nicht in das Gesetz 
übernommen. Das schließt jedoch nicht aus, daß die 
DLG von den obersten Landesbehörden beauftragt 
wird, im Rahmen der Anerkennung auch künftig 
gutachterlich tätig zu sein. 

In Absatz 2 ist wie an anderen Stellen des Gesetz-
entwurfs eine Ermächtigung für die Landesregierun-
gen vorgesehen, wenn der Bundesminister von sei-
ner Befugnis keinen Gebrauch macht. 
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Zu § 10 

Die vorläufige Anerkennung wird in das Gesetz 
aufgenommen, um neu beginnenden Zuchtorganisa-
tionen die Möglichkeit zu geben, tätig zu werden, 
auch wenn sie noch nicht alle Voraussetzungen für 
die Anerkennung erfüllen. Die gegenüber der Regel 
des § 12 Abs. 1 Satz 1 kürzere Dauer der vorläufigen 
Anerkennung und die Möglichkeit, weitere Nach-
weise zu verlangen, dienen dazu, das Risiko einer 
vorläufigen Anerkennung möglichst gering zu hal-
ten. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift hängt mit § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 
Abs. 4 Nr. 1 zusammen. Wenn das Zuchtprogramm 
hinsichtlich seiner Eignung eine der Voraussetzun-
gen für die Anerkennung einer Zuchtorganisation 
ist, dann ist es folgerichtig, Änderungen des Zucht-
programms an die Zustimmung der zuständigen Be-
hörde zu binden. Da erfahrungsgemäß solche Ände-
rungen nur geringfügige Bedeutung haben, wird zur 
Verwaltungsvereinfachung vorgesehen, daß das 
Schweigen der Behörde als Zustimmung gilt. Kann 
die Behörde innerhalb der vorsehenen Monatsfrist 
noch keine Entscheidung treffen, so hat sie es in der 
Hand, etwa durch Rückfragen oder Zwischen-
bescheid, die Fiktion ihrer Zustimmung zu verhin-
dern. 

Zu § 12 

Die regelmäßige Befristung der Anerkennung auf 
zehn Jahre dient der Überwachung der anerkann-
ten Züchtervereinigungen. Sie soll vor allem sicher-
stellen, daß Züchtervereinigungen, die mit der züch-
terischen Weiterentwicklung nicht Schritt halten, ihre 
Anerkennung verlieren. Bei Züchtervereinigungen, 
die über die Anerkennungsdauer hinaus tätig wer-
den wollen, gewährleistet die Vorschrift, daß sie 
bei Ablauf der Frist erneut überprüft werden und 
dann weiterarbeiten können, wenn sie bei dieser 
Überprüfung ihre züchterische Eignung nachweisen. 
Die Vorschriften über Rücknahme und Widerruf der 
Anerkennung (Absatz 2) entsprechen weitgehend 
denen über Rücknahme und Widerruf der Körung 
(§ 5 Abs. 7). 

Zum Vierten und Fünften Abschnitt (§§ 13 bis 19) 

Wie bereits im Allgemeinen Teil erwähnt, bildet das 
geltende Besamungsgesetz eine vorweggenommene 
Teilnovellierung des Tierzuchtrechts. Die Regelun-
gen des Besamungsgesetzes haben sich im wesent-
lichen bewährt und werden daher nur mit geringen 
Änderungen in den vorliegenden Entwurf aufge-
nommen. Die Begründung zu den Vorschriften des 
Vierten und Fünften Abschnitts beschränkt sich da-
her weitgehend auf einen Vergleich mit den ent-
sprechenden Regelungen des Besamungsgesetzes 
und hebt dabei die Unterschiede zwischen den be-
treffenden Vorschriften hervor. 

Zu 13 

Der bisher in § 1 des Besamungsgesetzes enthaltene 
Grundsatz, daß Samen zur künstlichen Besamung 
nur verwendet werden darf, wenn das männliche 
Tier gekört ist und für dieses Tier eine Besamungs-
erlaubnis vorliegt, ist in § 3 Abs. 2 des Gesetzent-
wurfs übernommen worden. 

§ 13 Abs. 1 stellt klar, daß — entsprechend der bis-
herigen Praxis — Besamungserlaubnisse nur von Be-
samungsstationen beantragt und daher nur ihnen 
erteilt werden können. Absatz 2 entspricht inhaltlich 
weitgehend dem § 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 des Besa-
mungsgesetzes. Die Gefahr der Verbreitung von 
Krankheiten ist bei männlichen Tieren, die in der 
künstlichen Besamung eingesetzt werden, wesentlich 
größer als bei Tieren, die im natürlichen Sprung 
decken. Deshalb müssen in der künstlichen Besa-
mung eingesetzte Tiere ein hohes Maß an Sicherheit 
sowohl hinsichtlich ihrer eigenen Gesundheit als 
auch der gesundheitlichen Unbedenklichkeit des von 
ihnen gewonnenen Samens bieten. Neu aufgenom-
men wurde die Bestimmung, daß nicht nur der Amts-
tierarzt, sondern auch ein Fachtierarzt für Zucht-
hygiene und Besamung die Bescheinigung nach Num-
mer 2 ausstellen kann, da dieser auf Grund seiner 
Spezialausbildung ebenso in der Lage ist, den Ge-
sundheitszustand der männlichen Tiere zu beurtei-
len. Auf die bisher verlangte Bescheinigung hin-
sichtlich der Zuchttauglichkeit wurde verzichtet, da 
die Prüfung auf Zuchttauglichkeit bereits bei der 
Körung durchgeführt wird. Die Bescheinigungen nach 
Nummer 3 beziehen sich wie bisher auf das Ergebnis 
der Untersuchungen von Samenproben. An die 
Stelle der nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Besamungs-
gesetzes genannten Vorhautspülproben tritt der wei-
tere Begriff der „sonstigen Proben". Damit wird der 
Möglichkeit Rechnung getragen, daß bei bestimmten 
Krankheiten auch andere Proben zu einer zuverläs-
sigeren Diagnose als die gleichfalls unter den Begriff 
der „sonstigen Proben" fallenden Vorhautspülpro-
ben führen. Um welche Proben, Krankheiten und 
Untersuchungsmethoden es sich dabei handelt, be-
stimmt der Bundesminister nach Absatz 3. 

Während nach dem Besamungsgesetz für die auf 
Grund der Probenuntersuchung auszustellende Be-
scheinigung eine Frist von drei Wochen zwischen 
Ausstellung und Antragstellung vorgesehen war, 
wird die Frist künftig vom Zeitpunkt der Probe-
nahme an gerechnet und — im Hinblick auf die für 
die Untersuchungen aufzuwendende Zeit — auf 
fünf Wochen verlängert. 

Zu 14 
Die Vorschrift entspricht weitgehend dem § 2 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 und 5 des Besamungs-
gesetzes. Bezüglich der Definition des Zuchtwertes 
wird auf § 2 Abs. 2 Nr. 2 und die Begründung dazu 
verwiesen. Daß für die Erteilung der Besamungs-
erlaubnis ein überdurchschnittlicher Zuchtwert ver-
langt wird, rechtfertigt sich aus der hohen Vermeh-
rungsrate der in der Besamung eingesetzten männ-
lichen Tiere. 
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Die Erteilung der Besamungserlaubnis für abgegan-
gene und zur Samengewinnung nicht mehr verwen-
dete Tiere (Absatz 3) wurde gegenüber der bis-
herigen Regelung erheblich vereinfacht sowie klarer 
gefaßt. Unter abgegangenen Tieren werden solche 
Tiere verstanden, auf die nicht mehr zurückgegriffen 
werden kann, z. B. tote oder exportierte Tiere. § 13 
gilt auch hier grundsätzlich. Die in § 13 Abs. 2 ge-
forderten Bescheinigungen sind auf den Zeitpunkt 
des Beginns der Samengewinnung abgestellt. Be-
stand zur Zeit der Samengewinnung bereits eine 
gültige Besamungserlaubnis, so besteht kein Bedürf-
nis für diese Bescheinigungen. 

Der die Rücknahme und den Widerruf der Besa-
mungserlaubnis regelnde Absatz 4 entspricht dem 
die Rücknahme und den Widerruf der Körung re-
gelnden § 5 Abs. 7 des Entwurfs. 

Neu aufgenommen wurde die Ermächtigung an die 
Länder, das Verfahren der Erteilung der Besamungs-
erlaubnis zu regeln (Absatz 5). Sie hat sich nach den 
Erfahrungen mit dem Besamungsgesetz als notwen-
dig erwiesen. 

Zu § 15 

Im Gegensatz zu § 6 des Besamungsgesetzes, in dem 
sowohl das Verbringen von Samen in den Geltungs-
bereich des Gesetzes als auch die Verwendung des 
verbrachten Samens geregelt wurde, beschränkt sich 
diese Vorschrift auf eine Regelung der Verwendung 
des Samens. Es wird davon ausgegangen, daß als 
züchterische Maßnahme nur die Verwendung des 
Samens anzusehen ist. Für das Verbringen von Sa-
men in den Geltungsbereich des Gesetzes bleiben die 
veterinärrechtlichen Bestimmungen unberührt. Da 
veterinärhygienische Belange, denen die Bescheini-
gungen nach § 13 Abs. 2 dienen, bei der Einfuhr auf 
Grund der viehseuchenrechtlichen Vorschriften ver-
langt werden, kann im Rahmen des § 15 auf die Vor-
lage dieser Bescheinigungen verzichtet werden. 

Bei der textlichen Gestaltung der Vorschrift wurde 
gegenüber dem infolge zahlreicher Verweisungen 
nur schwer lesbaren und vereinzelt auch unklaren 
Wortlaut des § 6 des Besamungsgesetzes eine kla-
rere Fassung gewählt. 

Zu§ 16 

Die Vorschrift bestimmt in Übereinstimmung mit § 7 
des Besamungsgesetzes, daß die Besamungserlaub-
nis und die Genehmigung zur Verwendung von Sa-
men, der in den Geltungsbereich des Gesetzes ver-
bracht worden ist, anders als die Körung nur im Zu-
ständigkeitsbereich der erteilenden Behörde gilt. 
Allerdings sieht § 16 auch die Möglichkeit ander-
weitiger Regelungen durch die obersten Landesbe-
hörden vor. Sie können danach z. B. den Geltungs-
bereich auf das ganze Landesgebiet ausdehnen. 

Zu § 17 

Die Vorschrift deckt sich weitgehend mit § 3 Abs. 1 
bis 4 des Besamungsgesetzes. Neu aufgenommen 
wurde eine Bestimmung über die Rücknahme der 
Erlaubnis (Absatz 6 Satz 1) und zwar in Anglei-
chung an die entsprechende Regelung für die An-
erkennung von Züchtervereinigungen (§ 12 Abs. 2 
Satz 1). 

Zu § 18 

Die inhaltliche neue Vorschrift des Absatzes 1 stellt 
sicher, daß der für die künstliche Besamung vorge-
sehene Samen lückenlos nachweisbar ist und nur im 
Rahmen züchterisch vertretbarer Zwecke verwendet 
wird. 

Die Absätze 2 und 3 wurden gegenber § 4 Abs. 1 bis 
3 des Besamungsgesetzes lediglich redaktionell über-
arbeitet. Die Ermächtigungen an die Landesregie-
rungen (Absatz 4) wurden erweitert, um eine bessere 
Kontrolle der Lieferung und Verwendung von Samen 
zu gewährleisten. So können durch Rechtsverord-
nung z. B. nicht nur die Voraussetzungen, unter de-
nen Samen geliefert werden darf (vgl. Absatz 2 
Nr. 1), sondern auch die Voraussetzungen, unter de-
nen er ausgeliefert werden darf (vgl. Absatz 2 Nr. 2), 
festgelegt werden. 

Zu § 19 

§ 5 des Besamungsgesetzes wurde ohne inhaltliche 
Änderung übernommen. Absatz 2 wurde jedoch et-
was präziser gefaßt. Einem in den Ländern aufge-
tretenen praktischen Bedürfnis entsprechend wird 
die Möglichkeit vorgesehen, auf Länderebene Prü-
fungsordnungen zu erlassen, in denen die näheren 
Einzelheiten über den Prüfungsablauf geregelt wer-
den können, während der materielle Inhalt der Prü-
fungen sich aus der Verordnung nach Absatz 2 er-
geben wird. 

Zum Sechsten Abschnitt (§§ 20 bis 24) 

Zu § 20 

Die gemeindliche Vatertierhaltung war bisher in § 7 
des Tierzuchtgesetzes geregelt. In einigen Ländern 
spielt sie noch eine erhebliche Rolle. Daher wurde 
die Regelung im Grundsatz beibehalten. Die Fas-
sung des § 20 stellt gegenüber der alten Fassung 
klar, daß die Länder insoweit nicht verpflichtet, 
sondern berechtigt sind, entsprechende Regelungen 
zu treffen. 

Zu § 21 

Um den Ländern eine flexible Verordnungspraxis zu 
ermöglichen, wird allgemein vorgesehen, daß die 
Landesregierungen die auf sie gestellten Ermächti-
gungen an die obersten Landesbehörden weiterüber

-

tragen können. 
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Zu § 22 

Um den züchterischen Fortschritt zu ermöglichen, 
müssen Ausnahmen von den Beschränkungen durch 
dieses Gesetz möglich sein. Die Ausnahmemöglich-
keit für wissenschaftliche Forschungsarbeiten (Num-
mer 1) entspricht dem geltenden Recht (§ 8 a Nr. 1 
des Tierzuchtgesetzes, § 8 Nr. 1 des Besamungsgeset-
zes). Die Nummer 2 sieht weitere Ausnahmemöglich-
keiten für Praxisversuche ohne wissenschaftliche Lei-
tung vor. Derartige Versuche können sich sowohl 
auf die Produktivität der Tiere als auch auf ihre 
Eignung zu anderweitiger Nutzung (z. B. zur Land-
schaftspflege) beziehen. 

Die in Nummer 3 vorgesehene Ausnahmeregelung 
für Kreuzungszuchtprogramme ist, soweit sie die 
Entwicklung von Zuchtlinien betrifft, bereits in § 8 a 
Nr. 2 des geltenden Tierzuchtgesetzes und § 8 Nr. 2 
des Besamungsgesetzes enthalten. Die Ausnahme-
möglichkeiten der Nummer 3 Buchstabe b und c sind 
erforderlich, um den Übergang von der Entwick-
lungsphase zur Produktionsphase von Kreuzungs-
zuchtprogrammen zu ermöglichen. 

Zu § 23 

Die Absätze 1 und 2 regeln die behördliche Über-
wachung im Rahmen des neuen Tierzuchtgesetzes. 
Neben dem Gesetz, den Rechtsverordnungen und 
Auflagen brauchten die Ausnahmegenehmigungen 
nicht als Anknüpfungspunkte für die Überwachung 
erwähnt zu werden, da jedes Überschreiten einer 
Ausnahmegenehmigung ein Verstoß gegen die 
Rechtsnorm ist, von der die Genehmigung befreit. 

Entsprechend dem bisherigen Recht (§ 3 Abs. 5 des 
Besamungsgesetzes) werden die Besamungsstatio-
nen wegen der besonderen von ihnen möglicherwei-
se ausgehenden Gefahren für die allgemeine Tierge-
sundheit nicht nur in züchterischer, sondern auch in 
veterinärhygienischer Hinsicht überwacht. 

Die Absätze 3 und 4 regeln im einzelnen die Befug-
nisse der Überwachungsbehörden und ihrer Vertre-
ter sowie die Auskunits-, Vorlage-, Vorführungs- 
und Gestattungspflichten des Auskunftspflichtigen. 

Bei der Überwachung kann es auch erforderlich wer-
den, Grundstücke, Betriebsräume sowie Stallungen 
und Transportmittel, soweit sie zum Betrieb gehö-
ren, zu betreten, und dort Überwachungsmaßnahmen 
vorzunehmen. Bei Abwägung der Interessen des 
Staatsbürgers einerseits und der Überwachungsbe-
hörde andererseits reicht es aus, diese Rechte den 
Beauftragten der Überwachungsorgane nur während 
der üblichen Geschäfts- oder Betriebszeit zu billigen. 

Einer Einschränkung des Grundrechts der Unverletz-
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grund-
gesetzes) bedarf es daher nicht. Soweit nach Absatz 
4 Stallungen und Transportmittel betreten werden 
dürfen, bleiben Vorschriften zum Schutz der Tier-
bestände vor ansteckenden Krankheiten unberührt. 

Absatz 5 schützt den Auskunftspflichtigen gegen die 
Einholung von Auskünften, durch die er sich selbst 
oder einen nahen Angehörigen der Gefahr einer 
strafrechtlichen Verfolgung oder einer Ahndung nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

Zu § 24 

Diese Vorschrift regelt die vorsätzlichen und fahr-
lässigen Verstöße, die als Ordnungswidrigkeiten 
geahndet werden sollen. Sie verfolgt damit den 
Zweck, die Beachtung des Gesetzes und der auf 
Grund des Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen zu sichern. Wegen des unterschiedlichen Un-
rechtsgehalts und der unterschiedlichen Gefährlich-
keit werden die Bußgeldandrohungen in zwei Grup-
pen gestaffelt. 

Zum Siebenten Abschnitt (§§ 25 bis 28) 

Zu § 25 

Es werden diejenigen Vorschriften aufgehoben, die 
durch die Neuregelung ersetzt werden. Die in Ab-
satz 2 aufgeführten Vorschriften gelten nicht in vol-
lem Umfang zweifelsfrei als Bundesrecht fort. Sie 
werden insoweit von der Aufhebung ausgenommen, 
als es sich um Landesrecht handelt. 

Zu § 26 

Die Übergangsvorschriften sollen den Übergang auf 
das neue Tierzuchtgesetz erleichtern; die Absätze 1 
und 2 betreffen die nach bisherigem Recht bestehen-
den anerkannten Züchtervereinigungen sowie Be-
samungsstationen; Absatz 3 betrifft die Lehrgänge 
und Kurzlehrgänge nach dem Besamungsgesetz, Ab-
satz 4 die Zuchtverwendung männlicher Tiere. 

Zu § 27 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 28 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. § 2 Abs. 2 

In Nummer 4 ist vor dem Wort ,,Zusammen-
schluß" das Wort „körperschaftlicher" einzu-
fügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß Züchtervereinigungen körper-
schaftlich organisiert sein müssen. 

2. § 2 Abs. 3 

a) Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. männliche Tiere bestimmter Rassen, 
Größen oder ähnlich abgegrenzter Grup-
pierungen von der Geltung dieses Ge-
setzes auszunehmen, soweit der in § 1 
genannte Zweck hierdurch nicht beein-
trächtigt wird." 

Begründung 

Die in der Ermächtigung enthaltenen Be-
griffe der Rasse und der Größe reichen nicht 
aus, um bestimmte Tiergruppen, für die die 
Anwendung dieses Gesetzes nicht erforder-
lich oder nicht erwünscht ist (z. B. bestimmte 
Kreuzungen), von der Geltung des Gesetzes 
auszunehmen. Ferner ist es vom Zweck des 
Gesetzes her nicht vertretbar, bei der An-
wendung tierzüchterischer Vorschriften die 
Zucht innerhalb der Landwirtschaft und 
außerhalb der Landwirtschaft unterschiedlich 
zu behandeln. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens zu prüfen, ob in Absatz 3 nicht die fol-
gende Nummer 3 anzufügen sei:  

„3. Leistungs- und Warentests bei Wirt-
schaftsgeflügel vorzuschreiben, soweit es 
zur Erfüllung des in § 1 genannten 
Zweckes erforderlich ist." 

3. § 3 Abs. 1 

In Satz 2 sind die Worte „im eigenen Bestand 
des Tierhalters" zu streichen. 

Begründung 

Die Einengung der Probesprünge auf Tiere im 
eigenen Bestand des Tierhalters führt zu einer 
nicht notwendigen ungleichen Behandlung der 
Aufzuchtbetriebe von männlichen Tieren. Nur 
für große Tierbestände kann davon ausgegan-

gen werden, daß zwischen der Stellung des An-
trages auf Körung und der Durchführung der 
Körung stets deckfähige weibliche Tiere aus 
dem eigenen Bestand für Probesprünge zur Ver-
fügung stehen. 

4. § 4 Abs. 2 

In Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die zuständige Behörde kann bei der Feststel-
lung des Zuchtwertes auch Ergebnisse anderer 
Prüfungen zugrunde legen, sofern diese von 
einer anerkannten Züchtervereinigung oder im 
Auftrag oder unter Aufsicht einer anerkannten 
Züchtervereinigung durchgeführt werden und 
eine einwandfreie Ermittlung der Ergebnisse 
durch das angewandte Prüfverfahren sicherge-
stellt ist." 

Begründung 

Die bisherige Regelung reicht nicht aus, um 
den bestehenden Besonderheiten im Bereich 
der Vollblut- und Traberzucht Rechnung tragen 
zu können. Nach dem Entwurf stellt die Durch-
führung von Leistungsprüfungen eine öffent-
liche Aufgabe dar, weil die Leistungsprüfungen 
für die Feststellung des für die Körung entschei-
dungserheblichen Zuchtwertes von Bedeutung 
sind. Soweit eine Beauftragung Dritter in Be-
tracht kommt, würden sowohl zwischen der zu-
ständigen Behörde und dem Beauftragten öffent-
lich-rechtliche Rechtsbeziehungen entstehen als 
auch der Beauftragte seinerseits im Rahmen der 
Leistungsprüfung zumindest schlicht-hoheitlich 
tätig werden. Leistungsprüfungen im Galopp- 
und Trabrennsport (Rennen) würden somit öf-
fentlich-rechtliche Vorgänge mit der Folge ent-
sprechender verwaltungsrechtlicher Wider-
spruchs- und Klagemöglichkeiten darstellen. 
Dies würde den Interessen aller am Galopp- 
oder Trabrennsport Beteiligten zuwiderlaufen 
und letztlich die Existenz dieses Sportbereichs 
in Frage stellen. 

Außerdem stellt die vorgeschlagene Fassung 
sicher, daß die Leistungsprüfungen im Bereich 
des Vollblut- und Trabrennwesens bundesein-
heitlich durchgeführt werden. 

5. § 4 Abs. 3 

Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Aus dem Abstammungsnachweis muß hervor-
gehen, daß beide Elternteile in das Zuchtbuch 
eingetragen sind." 
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Begründung 

In § 2 Abs. 2 Nr. 6 ist bereits bestimmt, daß ein 
Abstammungsnachweis nur durch eine aner-
kannte Züchtervereinigung ausgestellt werden 
kann. In Absatz 3 Satz 1 ist deshalb der erste 
Halbsatz entbehrlich. 

6. § 5 Abs. 4 

Absatz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. Ein männliches Tier wird gekört, wenn es 

1. die nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
festgesetzten Anforderungen hinsichtlich 
seines Zuchtwertes erfüllt, 

2. keine Erscheinungen zeigt, nach denen 
seine Zuchttauglichkeit beeinträchtigt 
ist, und 

3. das vorgeschriebene Mindestalter er-
reicht hat." 

Begründung 

Eine umfassende Beurteilung der Zuchttauglich-
keit würde eine Reihe von Untersuchungen 
und Prüfungen voraussetzen, welche zum Zeit-
punkt der Körveranstaltung noch nicht alle 
durchgeführt sind. 

Im übrigen redaktionelle Verbesserung. 

7. § 5 nach Absatz 5 

Nach Absatz 5 ist folgender Absatz 5 a einzufü-
gen: 

„ (5 a) Die für den Verwendungsort des männ-
lichen Tieres zuständige Behörde kann im Ein-
zelfall, soweit es zur Erfüllung des in § 1 ge-
nannten Zweckes erforderlich ist, für ihren Be-
reich die Zuchtverwendung zum Decken von 
Tieren außerhalb des Bestandes, in dem das 
männliche Tier steht, auf bestimmte Rassen oder 
Bestände oder eine bestimmte Zahl von weib-
lichen Tieren beschränken." 

Begründung 

Die Einschränkungen der Zuchtverwendung 
eines Tieres können erforderlich werden, um 
ein Absinken des Leistungsniveaus zu verhin-
dern. Im besonderen muß der Durchführung 
von Kreuzungen, die wirtschaftlich nachteilig 
sind und die die Einheitlichkeit des Marktan-
gebots verschlechtern, begegnet werden können. 

8. 

a) In Nummer 1 ist Buchstabe b wie folgt zu 
fassen: 

„b) die Anforderungen an die Tiere hinsicht-
lich ihres Zuchtwertes einschließlich der 
Genauigkeit der Feststellung,". 

Begründung 

Notwendige sachliche Ergänzung. 

b) In Nummer 1 ist Buchstabe c wie folgt zu fas-
sen: 

„c) die Grundsätze für die Feststellung des 
Zuchtwertes einschließlich der Durchfüh-
rung der Leistungsprüfungen". 

Begründung 

Notwendige Klarstellung. 

c) In Nummer 2 ist im ersten Halbsatz das 
Wort „Hengste" durch das Wort „Tiere" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Es ist nicht verständlich und aus der Begrün-
dung nicht ersichtlich, warum die Regelung 
auf Hengste beschränkt wurde. Sie kann 
auch für männliche Tiere anderer Tierarten 
zutreffen. 

d) In Nummer 2 sind im ersten Halbsatz nach 
dem Wort „Rassen" die Worte „und Größen" 
einzufügen. 

Begründung 

Die Abgrenzung nach der Größe ist erforder-
lich. 

9. § 6 Abs. 2 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. das Verfahren der Feststellung des Zucht-
wertes einschließlich der Durchführung der 
Leistungsprüfungen näher zu regeln,". 

Begründung 

Die Verfahren der Zuchtwertschätzung haben 
sich in den einzelnen Bundesländern seit dem 
Kriege Schritt für Schritt entwickelt. Sie werden 
laufend dem neuesten Stand der Wissenschaft 
angepaßt. Derzeit gibt es allerdings noch kein 
allgemein gültiges Verfahren, daß die unter-
schiedlichen Produktionsvoraussetzungen und 
die rassespezifischen Eigenschaften berücksich-
tigt. Eine bundeseinheitliche Regelung für das 
Verfahren der Feststellung des Zuchtwertes 
würde somit den Ländern mit überdurchschnitt-
lichem Zuchtfortschritt nicht gerecht werden 
können. Im übrigen wäre die ständige Anpas-
sung der Zuchtwertschätzverfahren an die neue-
sten Entwicklungen bei einem bundeseinheitlich 
festgelegten Verfahren wesentlich erschwert. 
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10. § 7 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 7 

Meldung 

(1) Wer ein männliches Tier zum Decken ver-
wendet, hat dies vor Durchführung des ersten 
Deckaktes unter Vorlage des Abstammungs-
nachweises der für den Verwendungsort zustän-
digen Behörde zu melden. 

(2) Die Landesregierungen werden  ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß 
Aufzeichnungen über die Verwendung des Tie-
res zu machen sind, wenn jemand das Tier 
außerhalb des Bestandes, in dem es steht, ver-
wendet; ferner können Aufbewahrung und Vor-
lage dieser Aufzeichnungen geregelt werden." 

Begründung 

Die Bestimmungen des § 5 Abs. 7 machen er-
forderlich, daß der Standort jedes zum Decken 
verwendeten männlichen Tieres der für den 
Verwendungsort zuständigen Behörde bekannt 
ist. 

Die Überwachung wird dadurch erleichtert, daß 
Aufzeichnungen verlangt werden können, wenn 
Tiere außerhalb des eigenen Bestandes zum 
Decken verwendet werden. 

11. § 8 Abs. 1 

In Satz 1 sind die Worte „von der Landesregie-
rung bestimmte," zu streichen. 

Begründung 

Die Bestimmung der zuständigen Behörde rich-
tet sich nach dem Landesrecht. 

12. § 11 

In Satz 1 sind die Worte „obersten Landesbe-
hörde" durch das Wort „Behörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Bestimmung der zuständigen Behörde muß 
den Ländern vorbehalten bleiben. 

13. § 13 Abs. 2 

In Nummer 2 Buchstabe a sind vor dein Wort 
„Krankheiten" die Worte „Erscheinungen sol-
cher" einzufügen. 

Begründung 

Nach der Fassung des Entwurfs kann angenom-
men werden, daß für die Feststellung des Frei-
seins von Krankheiten, die durch den Samen 
übertragen werden können, zu den klinischen 
Untersuchungen noch weitere Untersuchungen 

durchgeführt werden müssen, die im Gegensatz 
zu den Bestimmungen des Absatzes 2 Nr. 3 nicht 
durch Rechtsverordnung im einzelnen näher 
festgelegt werden. Mit der vorliegenden For-
mulierung soll demgegenüber zum Ausdruck 
gebracht werden, daß es sich bei den Untersu-
chungen nach Absatz 2 Nr. 2 ausschließlich um 
solche klinischer Art handelt. 

14. § 14 Abs. 1 

In Absatz 1 sind am Ende nach dem Wort 
„liegt" folgende Worte einzufügen: „und das 
Tier die nach Absatz 5 Nr. 1 festgesetzten zu-
sätzlichen Anforderungen erfüllt". 

Begründung 

Anpassung an die Änderung des Absatzes 5. 

15. § 14 Abs. 5 

Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„ (5) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, soweit es zur 
Erfüllung des in § 1 genannten Zweckes erfor-
derlich ist, 

1. zusätzliche Anforderungen an die Tiere hin-
sichtlich ihres Zuchtwertes festzusetzen, 

2. das Verfahren der Erteilung der Besamungs-
erlaubnis zu regeln; sie können dabei auch 
vorschreiben, daß das Tier der zuständigen 
Behörde vorzuführen ist." 

Begründung 

In § 6 Abs. 1 wird der Bundesminister ermäch-
tigt, für die Körung die Antorderungen an den 
Zuchtwert durch Rechtsverordnung festzusetzen. 
Da für die Erteilung der Besamungserlaubnis 
an den Zuchtwert höhere Anforderungen ge-
stellt werden und die Erlaubnis in der Regel nur 
für den Bereich der entscheidenden Behörde, 
in jedem Fall jedoch nur für ein Bundesland gilt, 
sind die Landesregierungen zur Festsetzung der 
Anforderungen zu ermächtigen. 

16. § 16 

In § 16 sind die Worte „die zuständige oberste 
Landesbehörde" durch die Worte „die Landes

-

regierung durch Rechtsverordnung" zu ersetzen. 

Begründung 

Die in § 16 vorgesehene Erweiterung des Gel-
tungsbereichs kann nur durch Rechtssatz vor-
genommen werden. Adressat einer Verord-
nungsermächtigung kann nur die Landesregie-
rung sein. 
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17. § 17 Abs. 3 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die zuständige Behörde stellt vor der Erteilung 
der Erlaubnis für den Betrieb einer Besamungs-
station im Einzelfall fest, ob „das für einen ord-
nungsgemäßen Betrieb erforderliche geeignete 
Personal und die hierfür erforderlichen geeig-
neten Räume, Einrichtungen und Geräte vor-
handen sind". Dabei handelt es sich naturgemäß 
um Mindestanforderungen. Es ist ein Wider-
spruch und nicht vertretbar, wenn die Behörde 
im Nachhinein von dem, was sie für den ord-
nungsgemäßen Betrieb einer Besamungsstation 
und damit für den Erfolg der Besamung als un-
erläßlich gefordert hat, Ausnahmen zulassen 
kann. 

Ein ordnungsgemäßer Betrieb und Besamungser-
folg wären in diesem Fall nicht mehr gewähr-
leistet. 

18. § 19 Abs. 2 

In  Absatz 2 ist das Wort „Berufsausbildung" 
durch das Wort „Berufsausübung" zu ersetzen. 

Begründung 

Notwendige Berichtigung. 

19. § 20  

§ 20 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 20 
Die Gemeinden haben dafür zu sorgen, daß 

die für das Decken der vorhandenen weiblichen 
Tiere forderliche Zahl gekörter männlicher Tie-
re zur Verfügung steht oder die weiblichen Tie-
re künstlich besamt werden können. Die Lan-
desregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die erforderlichen Vorschrif-
ten über innalt und Umfang der Verpflichtung 
der Gemeinden sowie über die Regelung der 
Kosten zu erlassen. Sie können durch Rechts-
verordnung die Gemeinden von dieser Aufgabe 
ganz oder teilweise entbinden, soweit in ande-
rer Weise Versorge getroffen ist." 

Begründung 

Der Verzicht auf die bisher bestehende bundes-
rechtliche Verpflichtung bringt für die landwirt-
schaftliche Tierhaltung Nachteile und mindert 
das Interesse der Gemeinden an einer leistungs-
fähigen tierischen Produktion in ihrem Bereich. 
Durch Satz 3 kann den Verhältnissen in den 
Ländern Rechnung getragen werden. 

20. § 23 Abs. 3 

In Absatz 3 sind die Worte „den zuständigen 
Behörden" durch die Worte „der zuständigen 
Behörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Redaktionelle Angleichung an die Absätze 1, 2 
und 4. 

21. § 23 Abs. 4 

In Satz 1 Nr. 1 sind dem Wort „Blutproben" die 
Worte „und sonstige Proben" einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung, weil bei der Überwa-
chung auch sonstige Proben notwendig sind. 

22. § 24 Abs. 1 

a) In Nummer 9 sind nach den Worten „einer 
Auskunft nicht" die Worte", nicht richtig" 
einzufügen. 

Begründung 

Anpassung an die übliche Formulierung in 
gleichartigen Bußgeldvorschriften. 

b) In Nummer 10 ist das Zitat „Nr. 1" zu strei-
chen. 

Begründung 

Folge der Neufassung des Absatzes 2 in § 7. 

23. § 25 nach Absatz 2 

Folgender Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Soweit die Ermächtigungen dieses Geset-
zes nicht ausreichen, wird der Bundesminister 
ermächtigt, auf Grund des Gesetzes über Maß-
nahmen auf dem Gebiet der tierischen Erzeu-
gung und des Gesetzes über die künstliche 
Besamung von Tieren erlassene Rechtsverord-
nungen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates aufzuheben. Ist eine solche 
Rechtsverordnung von einer Landesbehörde 
erlassen worden, so ist auch die Landesregie-
rung zur Aufhebung ermächtigt." 

Begründung 

Es ist davon auszugehen, daß die bisherige 
Durchführungsverordnungen des Bundes und 
der Länder zum Tierzuchtgesetz auch nach In-
krafttreten des neuen Tierzuchtgesetzes in Kraft 
bleiben, bis entsprechende neue Durchführungs-
verordnungen ergangen sind. Die bisherigen 
Durchführungsverordnungen der Länder enthal-
ten Bestimmungen, zu deren Erlaß das neue 
Tierzuchtgesetz keine rechtliche Grundlage mehr 
bietet. Es ist daher erforderlich, daß die bisheri-
gen Ermächtigungen so lange in Kraft bleiben, 
bis diese Bestimmungen aufgehoben werden 
können. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu den Nummern 1 und 2 Buchstabe a (§ 2) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 2) 

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bun-
desrates im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens prüfen. 

Zu den Nummern 3 bis 6 (§§ 3 bis 5) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 7 (§ 5) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Sie hält eine Einschränkung der Zuchtverwendung 
männlicher Tiere, die außerhalb des Bestandes ein-
gesetzt werden, in dem das Tier steht, nicht für 
erforderlich, da nur eine geringe Zahl von Tieren 
in dieser Form eingesetzt wird und negative Aus-
wirkungen auf das Leistungsniveau der Tiere und 
die Qualität der Produkte nicht zu befürchten sind. 

Zu den Nummern 8 und 9 (§ 6) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 10 (§ 7) 

Die Bundesregierung hält im Hinblick auf die unter-
schiedlichen Verhältnisse in den Ländern die vom 
Bundesrat vorgeschlagene bundesrechtliche Erweite-
rung der Meldepflicht nicht für erforderlich. Soweit 
in einzelnen Ländern ein Bedürfnis für eine Auswei-
tung der Meldepflicht über § 7 Abs. 1 des Regie-
rungsentwurfs hinaus besteht, wird dem durch § 7 
Abs. 2 Nr. 1 des Regierungsentwurfs Rechnung ge-
tragen. 

Zu den Nummern 11 und 12 (§§ 8 und 11) 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, 
daß sie auch hinsichtlich der Behördenzuständigkeit 
in den Ländern Regelungen treffen kann. Sie stimmt 
den Vorschlägen des Bundesrates jedoch aus sach-
lichen Gründen zu. 

Zu Nummer 13 (§ 13) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im 
Grundsatz zu. 

Im Rahmen der klinischen Untersuchung zum Nach-
weis des Freiseins von Krankheitserscheinungen 
sind gegebenenfalls aber zusätzliche Untersuchun-
gen erforderlich (z. B. allergologische Untersuchun-

gen wie der Tuberkulintest). Da derartige Unter-
suchungen nach der vorgeschlagenen Änderung nicht 
mehr durchgeführt werden können, wird es für 
erforderlich gehalten, die Ermächtigung des Ab-
satzes 3 insoweit zu erweitern. Die Bundesregierung 
schlägt daher vor, in Absatz 3 folgenden Satzteil 
anzufügen: 

„und welche Untersuchungen für die Ausstellung 
der Bescheinigung nach Absatz 2 Nr. 2 durchzufüh-
ren sind." 

Zu den Nummern 14 bis 18 (§§ 14, 16, 17 und 19) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 19 (§ 20) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vorschlag. 

Die gemeindliche Vatertierhaltung ist in den letz

-

ten Jahren stark zurückgegangen und hat nur noch 
in einigen Ländern größere Bedeutung. Soweit in 
einzelnen Ländern ein Bedürfnis für eine Regelung 
der gemeindlichen Vatertierhaltung besteht, trägt 
dem der § 20 der Regierungsvorlage voll Rechnung. 
Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung kein 
Bedürfnis für eine weitergehende Regelung. 

Im übrigen ist der vom Bundesrat vorgeschlagene 
§ 20 Satz 3 zu eng. Ein Land müßte auch dann die 
Gemeinden von der Pflicht zur Vatertierhaltung ent-
binden können, wenn, z. B. bei geringer Zahl der 
zu deckenden Tiere, kein Bedürfnis für eine ge-
meindliche Vatertierhaltung besteht. 

Zu den Nummern 20 und 21 (§ 23) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. 

Zu Nummer 22 (§ 24) 

Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung schlägt vor, in Anpassung an 
die übliche Formulierung in entsprechenden Buß-
geldvorschriften nach den Worten „eine Auskunft 
nicht" die Worte ", nicht vollständig oder nicht rich-
tig" einzufügen. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung widerspricht im Hinblick auf 
ihre Stellungnahme zu Nummer 10 (§ 7). 

Zu Nummer 23 (§ 25) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, hält 
es jedoch im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 
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GG für notwendig, die Ermächtigung weiter zu kon-
kretisieren und schlägt daher für Absatz 3 Satz 1 
folgende Fassung vor: 

„Soweit die Ermächtigungen dieses Gesetzes nicht 
ausreichen, wird der Bundesminister ermächtigt, auf 
Grund des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Ge-
biet der tierischen Erzeugung und des Gesetzes über 
die künstliche Besamung von Tieren erlassene 
Rechtsverordnungen durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates aufzuheben, soweit 
diese zur Erreichung des in § 1 genannten Zweckes 
nicht mehr erforderlich sind." 




